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EDITORIAL

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Ausgabe Mai 2018 unserer Mitgliederzeit-
schrift dens beinhaltet wieder zahlreiche Artikel 
zu den unterschiedlichsten Themen. Seien es 
Themen aus dem Bereich Hochschulen/Wissen-
schaft/Praxis/ Recht oder aus dem Bereich M-V/
Deutschland mit dem Artikel von Prof. Dr. Tho-
mas Niehr „Erst Sprache macht Politik möglich“. 
Für mich erschienen die vereinfacht dargestell-
ten Entwicklungsstufen der politischen Kommu-
nikation zuerst gut nachvollziehbar, von der re-
lativ einfachen Werbung für die eigene Position 
über die populistisch geführte Kommunikation 
mit der Diskreditierung des politischen Gegners 
bis hin zu der Stufe des extremistischen Sprach-
gebrauchs. Allerdings gibt dieser Artikel nur in ei-
nen kleinen Teil der politischen Kommunikations-
ebenen einen Einblick. Denn die Umsetzung der 
Werbung der Politiker um die Gunst der Wähler 
geschieht immer mehr über die elektronischen 
Medien. Und Politiker unterliegen dabei durch 
diese schnelllebige Welt immer mehr der Gefahr 
der Selbstinszenierung, der Bürger bekommt bei 
dieser medialen Flut nicht mal das Ende der gera-
de eröffneten Saujagd mit, da schon die nächste 
Sau durchs Dorf getrieben wird. Eine Meinungs-
bildung über die politischen Präsentationen ist 
maximal mit der Einhaltung einer strengen Diszi-
plin gegenüber den elektronischen Medien mög-
lich, aber auch die Meinungsbildung wird häufig 
bei den vagen Aussagen der Politiker nicht im-
mer möglich sein. 

Aber ändert dieser Artikel etwas an meiner 
Grundauffassung über die politische Kommuni-
kation? Nein. Bezogen auf die politische Kommu-
nikation in der Welt der KZV verhält es sich so, 
dass wir uns mit harten Fakten auseinander zu 
setzen haben, nicht mit vagen Andeutungen. Da 
müssen Entscheidungen von Ehrenamtsträgern 
wie von hauptamtlich Tätigen getroffen werden, 
die wiederum Auswirkungen auf die Zahnarztpra-
xis, auf die zahnmedizinische Versorgung haben. 
Und durch die Ehrenamtsträger fließen im Rah-
men der Erörterung ihrer Aufgaben auch weiche 
Faktoren, wie z. B. die Auswirkungen der viel zi-
tierten Work-Life-Balance mit ein. Dies ist ja mit 
einer der Vorteile der Selbstverwaltung – durch 
die Eigenbetroffenheit selbst die Entwicklung 
mit zu gestalten! 

Das Selbstverwaltungsorgan Vertreterver-
sammlung tagte am 14. April und musste sich 
mit den harten und weichen Faktoren mit Bezug 
auf die Sicherstellung der vertragszahnärztlichen 
Versorgung in M-V auseinander setzen. Wie wir 
es in den Sitzungen der VV gewohnt sind, wurde 
die Diskussion in der Sache hart aber offen und 
ehrlich geführt. Solch eine Diskussionskultur, die 
einer demokratischen Willensbildung zu eigen 
sein sollte, erfordert manchmal von den Beteilig-
ten viel Mut, kann dann aber auch dazu führen, 
dass einmal hart erkämpfte Freiheiten wie bei der 
Frage der Wahl des Praxisortes mit der Abschaf-
fung der Bedarfszulassung hinterfragt und mit ei-
ner Resolution, einem Beschluss zur Einführung 
einer flexibel gestalteten Bedarfszulassung ab-
geschwächt werden. Es ist sicherlich immer eine 
Gratwanderung für die Entscheidungsträger, sei 
es Ehrenamt oder Hauptamt, aber solange der 
Zielrichtung von Wilhelm von Humboldt „Nur 
wer die Vergangenheit kennt, hat eine Zukunft“ 
gefolgt wird, bin ich mir relativ sicher, dass in der 
Sitzung der Vertreterversammlung am 14. April 
für die vertragszahnärztliche Versorgung  keine 
schlechte Entscheidung getroffen wurde. Den 
Bericht über die Vertreterversammlung finden 
Sie auf den Seiten 4 bis 8. Auf den Seiten 9 bis 
11 finden Sie dann den Bericht über die außeror-
dentliche Sitzung der Delegierten der Kammer-
versammlung vom 4. April. 

Diese nur für Zahnärzte aus M-V öffentliche Sit-
zung war wohl auch eine sehr intensive Sitzung 
mit wichtigen Wahlen, die die Arbeitsfähigkeit 
der ZÄK nachhaltig unterstützt. Beziehe ich aber 
den Leserbrief zu der a. o. Kammerversammlung 
mit in meine Beurteilung ein, so hoffe ich nicht, 
dass die Schlussfolgerung des Philosophen und 
Schriftstellers Georg Santayana „Wer die Ver-
gangenheit nicht kennt, ist gezwungen, sie zu 
wiederholen“ eintreten wird. Umgekehrt kann 
ich auch die Frage stellen, wenn ein Generati-
onswechsel eingeleitet wurde, warum sollen die 
„jungen“ Ehrenamtsträger nicht aus der Entwick-
lung der Arbeit der Zahnärztekammer im Sinne 
der Selbstverwaltung mit ihrer spezifischen Be-
sonderheit lernen dürfen, zumal sie auch bereit 
waren, Verantwortung zu übernehmen. 

Also eine spannende Lektüre erwartet Sie mit 
dens Mai 2018.

Ihr Dipl.-Betrw. Wolfgang Abeln

Beiträge regen zum Nachdenken an 
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Wie in jedem Jahr lud der Vorstand der KZV M-V 
auch in diesem Frühjahr zu einer Informati-

onsveranstaltung ein. Diese mittlerweile etablierte 
Veranstaltung im Vorfeld der jährlichen Frühjahrs-
Vertreterversammlung wird von den Mitgliedern der 
VV sehr geschätzt, da sie gute Gelegenheiten für 
einen Meinungsaustausch innerhalb der Kollegen-
schaft bietet. 

Für dieses Jahr hatten Wolfgang Abeln und Dr. 
Manfred Krohn den Vorsitzenden des Vorstandes 
der KZBV Dr. Wolfgang Eßer eingeladen, das neue, 
gemeinsam von KZBV, Bundeszahnärztekammer 
und der Deutschen Gesellschaft für Parodontologie 
e. V. erarbeitete PAR-Versorgungskonzept vorzu-
stellen und zu diskutieren. Leider musste Eßer seine 
Teilnahme aufgrund der im unmittelbaren zeitlichen 
Zusammenhang stattfindenden Schiedsamtsver-
handlung zum Thema Verhandlung des ZE-Punkt-
wertes auf Bundesebene kurzfristig absagen. 

Ein neues Thema für die Informationsveranstal-
tung war schnell gefunden, ein Thema, das die Kol-
legen im Land zukünftig beschäftigen wird, der de-
mografische Wandel. Referent Abeln stellte anhand 
von Grafiken die aktuelle und die prognostizierte Ver-
sorgungssituation im Bundesland M-V dar. Schnell 
wurde klar, dass die derzeitige Bedarfsplanung die 
tatsächlichen Gegebenheiten nur begrenzt abbil-
det. So werden insbesondere die Patientenströme 
bei überörtlichen Berufsausübungsgemeinschaften 
nicht tatsächlich, sondern anhand des gewählten 
Sitzes der Hauptpraxis gezählt. Für eine an den tat-
sächlichen Bedarf angepasste Planung ist dies nicht 
zuträglich. Die Schwächen der aktuellen Bedarfspla-
nung sind nicht unbekannt. Trotz dieser Schwächen 
arbeitet die KZV M-V derzeit an Möglichkeiten für 
eine bessere Steuerung der Versorgung im Sinne 
der Patienten. Hierfür wurden zunächst die Patien-
tenströme anhand der zum Zwecke eines Zahnarzt-
besuches zurückgelegten Kilometer gemessen und 
dargestellt. Hierbei wurde sichtbar, dass nur we-
nige Patienten Strecken zurücklegen müssen, die 
als nicht angemessen bewertet werden könnten. 
Die Gründe hierfür dürften vielschichtig sein, z. B. 
die Inanspruchnahme am Arbeitsort. Der Vergleich 
mit anderen Bundesländern in den Bereichen Fall-
zahl, Bevölkerungszahl und zugelassene Zahnärzte 
zeigt derzeit jedenfalls ein unproblematisches Bild. 
Langfristig jedoch kann sich dieses Bild ändern. Ver-
antwortlich hierfür ist die Veränderung in der Alters-
struktur der Bevölkerung, die sich selbstverständlich 

auch auf die Zahnärzte auswirken wird. Abeln stellte 
verschiedene Ideen vor, zunächst die Bedarfspla-
nung so anzupassen, dass sich ein realistisches Bild 
ergibt. 

Aber auch Ideen zur Steuerung der Sicherstellung 
der Versorgung wurden vorgestellt. Eine dieser 
Ideen räumt den KZVs die Möglichkeit ein, in un-
terversorgten Gegenden selbst Zahnarztpraxen zu 
betreiben. Dies würde jungen Zahnärzten im Rah-
men einer Anstellung eine solide Ausbildung ermög-
lichen und Unterversorgung entschärfen. 

Eine weitere Idee, die sicherlich kontrovers disku-
tiert werden wird, ist die flexibilisierte Bedarfszulas-
sung. Da die Zulassungsbeschränkungen für Zahn-
ärzte mit dem GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz 
(GKV-WSG) zum 1. April 2007 aufgehoben wurden, 
steht es Zahnärzten frei, sich an dem Ort niederzu-
lassen, der ihren persönlichen und ökonomischen 
Wünschen entspricht. Dies muss nicht zwingend 
der Ort sein, an dem der Bedarf am größten ist. So 
nachvollziehbar die Idee der Niederlassungsfreiheit 
ist, haben die KZVs keinerlei Möglichkeiten, Zahnärz-
te zur Niederlassung in weniger attraktiven Gebieten 
außerhalb der Ballungszentren zu bewegen. Die von 
Abeln vorgestellte Idee der flexibilisierten Bedarfs-
zulassung setzt an diesem Punkt an, überversorgte 
Ballungszentren würden bei Bedarf vorübergehend 
geschlossen, in weniger versorgten Gebieten bliebe 
die Freizügigkeit der Niederlassung bestehen. Abeln 
wies darauf hin, dass dem Vorstand klar sei, dass 
diese Idee sicherlich auch auf Kritik stoßen wird. 

Zum Thema referierte auch der Vizepräsident der 
BZÄK und Präsident der ZÄK M-V, Prof. Dr. Dietmar 
Oesterreich. Sein Vortrag zum Thema „Demografi-
scher Wandel des Berufsstandes“ bezog auch mög-
liche Konsequenzen und Gestaltungsansätze ein. 
Der demografische Wandel wird auch zu einer Ver-
änderung der Morbidität der Patienten führen, der 
Behandlungsaufwand steigt. Als problematisch stellt 
sich hierbei insbesondere dar, dass die Infrastruktur 
in einigen Landstrichen abgebaut wird. Infolge des-
sen gibt es Gegenden, in denen ein Zahnarzt nicht 
mehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen 
ist. Hier ist die Politik gefragt. Eine Möglichkeit, der 
Unterversorgung zu begegnen, sieht Oesterreich in 
der Berufszufriedenheitsforschung. Die Vorteile des 
ländlichen Raumes, wie weniger Wettbewerb oder 
die hohe Wertschätzung durch die Patienten, könn-
ten als Argumente für die Niederlassung im ländli-
chen Bereich genutzt werden. 

Vertreterversammlung in Güstrow 
Dr. Gunnar Letzner in den Vorstand der KZV M-V gewählt

Fortsetzung auf Seite 6
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Anschließend entspann sich eine lebhafte und 
interessante Diskussion unter den Mitgliedern der 
VV. Die Auseinandersetzung auch mit den eigenen 
Erfahrungen bei der Wahl des Niederlassungsorts 
führte zu einigen Aha-Erlebnissen. Im Ergebnis be-
urteilten die VV-Mitglieder die Idee der flexibilisier-
ten Bedarfszulassung positiv und beauftragten den 
Vorstand, einen Beschluss für die am nächsten Tag 
stattfindende Vertreterversammlung vorzubereiten, 
diese Idee auf Bundes- und Landesebene vorzu-
bringen. Auch die Politik soll in die Verantwortung 
genommen werden, die geeigneten Rahmenbedin-
gungen für eine Sicherstellung der Versorgung zu 
schaffen. Die Mitglieder der VV waren sich einig, 
dass es kontraproduktiv ist, die Infrastruktur in ei-
nigen Gegenden so abzubauen, dass eine Familien-
gründung in ländlichen Gegenden erschwert wird. 
Vor dem Hintergrund der Erkenntnisse über die An-
sprüche der jungen Zahnärztegeneration, Stichwort: 
Work-Life-Balance oder Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, dürfte es schwer fallen, jungen Medizinern 
eine Verantwortung zuzuweisen, der der Staat sich 
entzieht. Die VV-Mitglieder entwickelten weitere, 
kreative Ideen, wie die Versorgung zukünftig si-
chergestellt werden könnte, wie eine Kostenüber-
nahme für angestellte Zahnärzte oder Assistenten 
in strukturschwachen Gegenden durch die KZV, die 
Abschaffung der Degression in ländlichen Bereichen 
oder eine Quote für die Zulassung zum Zahnmedi-
zinstudium, um ein ausgewogenes Geschlechter-
verhältnis zu sichern. 

Zur offiziellen Vertreterversammlung am Folgetag 
begrüßte Hans Salow, Vorsitzender der Vertreter-
versammlung, den Filialleiter der apoBank Schwerin 
Falk Schröder und weitere zahnärztliche Gäste. In 
seinem Eingangsreferat berichtete er von der Sit-
zung der Vorsitzenden der Vertreterversammlungen 
der Länder in Potsdam, die sich insbesondere mit 
dem Verhalten des vdek in den Vertragsverhandlun-
gen oder einer möglichen Mehrwertsteuerpflichtig-
keit der Reisekosten für Ehrenamtsträger befasste.

In seinem sich anschließen-
den Vortrag skizzierte Vorstands-
vorsitzender Wolfgang Abeln 
zunächst die Auswirkungen der 
Bundestagswahl und die damit 
einhergehenden möglichen Ver-
änderungen im Gesundheitswe-
sen. Er ging auf den aktuellen 
Ausstattungsgrad der Praxen in 
Bezug auf die Telematikinfrastruk-
tur ein, sowohl bundesweit als 
auch in M-V. Die KZBV hat Verhandlungen mit dem 
GKV-Spitzenverband aufgenommen, da derzeit eine 
Unterdeckung bei der Finanzierung der Ausstattung 
besteht. Auch weist Abeln darauf hin, dass aufgrund 

der im Schiedsamt festgesetzten Prüfvereinbarung 
nunmehr eine vierprozentige Stichprobe gezogen 
wird. Eine Diskussion entspann sich hinsichtlich der 
Kündigung der Mitgliedschaft im Landesverband 
der freien Berufe, LFB, durch den Vorstand der KZV 
M-V. Abeln verwies darauf, dass die Änderung der 
Beitragsordnung durch den LFB zu einer Doppel-
belastung der Zahnärzte führt. Dies ist aus Abelns 
Sicht nicht sachgerecht. 

Abeln bat weiterhin um eine Positionierung der 
VV-Mitglieder hinsichtlich der Werbesituation im 
dens. Neben den Druckanzeigen werden zuneh-
mend Werbebeilagen eingefügt. In einem Fall unter-
sagte der Vorstand eine Beilage, die einen größeren 
Umfang als der dens selbst hatte. Die Werbung wird 
durch die Fa. Satztechnik Meißen GmbH generiert. 
Es ist demnächst eine grundsätzliche Entscheidung 
zu treffen in Richtung „Schüttelzeitschrift“, bei der 
die Werbeblätter vor dem Lesen quasi ausgeschüt-
telt werden, bzw. hin zu einer Zeitschrift ohne Wer-
bebeilagen, dafür mit Fokus auf das Zahnärztliche. 
Ein homogenes Meinungsbild ergab sich nicht, wohl 
aber eine Tendenz hin zu einer Reduzierung der Bei-
lagenmenge. Anschließend stellte Abeln die aktu-
elle Vertragssituation sowie die Auswirkungen des 
Urteils des LSG Nordrhein dar, das einen Schieds-
spruch zur vdek-Vergütung aufhob. Mit den dort ge-
tätigten Aussagen hat sich die KZV M-V derzeit in 
den Vertragsverhandlungen auseinanderzusetzen, 
obwohl einige Kernaussagen des Urteils nach Auf-
fassung der KZBV sowie der KZVs juristisch nicht 
tragfähig sind. Nichts desto trotz wird sich die KZV 
mit den Aussagen dieses Urteils in den Verhandlun-
gen beschäftigen müssen. Die KZV arbeitet daher 
daran, mit dem vdek zunächst eine gemeinsame 
Datengrundlage zu finden, anhand derer sich die 
Punktwertverhandlungen orientieren. Ziel ist die An-
gleichung der Lebensverhältnisse in Ost und West. 

Abschließend ging Abeln auf die 
Veränderungen im Bereich Perso-
nal der KZV M-V ein. Für die Stelle 
des Verwaltungsdirektors bzw. 
Assistenten des Vorstandes konn-
te Winfried Harbig gewonnen 
werden. Harbig stellte sich selbst 
und seinen Werdegang kurz vor. 
Der 54-jährige Dipl.-Kfm. für Be-
triebswirtschaftslehre arbeitete 
über 20 Jahre für einen BKK-Lan-
desverband, zuletzt in der Funktion eines stellv. Ge-
schäftsbereichsleiters Verträge. Die VV-Mitglieder 
bereiteten ihm einen herzlichen Empfang.

Dr. Manfred Krohn hielt in seiner Funktion als stell-
vertretender Vorsitzender letztmalig seinen Bericht 
vor der VV. Inhaltlich befasste sich Krohn mit dem 
neuen PAR-Konzept und den Auswirkungen der da-

Wolfgang Abeln

Winfried Harbig
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rin verwendeten Formulierungen auf den Bereich 
Wirtschaftlichkeitsprüfung. Das Regelwerk zur PAR-
Behandlung empfindet Krohn als zu starr, infolge-
dessen wird der eigentliche Versorgungsauftrag oft-
mals aus den Augen verloren. Aus seiner Sicht muss 
die Qualität der systematischen PAR-Behandlung 
zunehmen. Auf Seiten der Krankenkassen ist zu be-
obachten, dass diese zunehmend auf Planungsgut-
achten verzichten und stattdessen im Anschluss an 
die Behandlung Einzelfallanträge bei der Prüfungs-
stelle für Wirtschaftlichkeitsprüfung stellen. Die 
Kürzung kompletter PAR-Behandlungen aufgrund 
formeller Fehler ist eine häufige Folge. Krohn äußer-
te sein Unverständnis darüber, dass viele Kollegen 
diese Kürzungen kommentarlos akzeptieren. Er for-
mulierte den Wunsch, dass sich mehr Kollegen mit 
Widersprüchen gegen die Kürzungsbescheide der 
Prüfungsstelle für Wirtschaftlichkeitsprüfung zur 
Wehr setzen. 

In seiner derzeitigen Funktion als Vorstandsbevoll-
mächtigter berichtete Dr. Gunnar Letzner über den 
aktuellen Stand zum Thema sektorenübergreifende 
Qualitätssicherung. Sämtliche organisatorische Vor-
gaben sind erfüllt. Im zahnärztlichen Bereich liegt 
keine Qualitätsbeurteilungsrichtlinie vor, sodass 
noch keine entsprechenden Prüfungen stattfinden. 
Er verwies auf die Qualitätstagung der KZBV, die am 
19. April 2018 stattfinden wird und gibt hierzu einen 
kurzen thematischen Überblick. 

Dr. Karsten Georgi hielt in diesem Jahr den Be-
richt über die Arbeit des Koordinationsgremiums. 
Seinen Schwerpunkt legte er auf die anstehenden 
Vertragsverhandlungen, insbesondere mit dem 
vdek. Er sprach die größere Honorarnachzahlung 

aus dem Quartal IV/2017 an und erläuterte, dass 
es sich hierbei um die nachträgliche Anhebung der 
Punktwerte für die Jahre 2015 bis 2017 handelte, 
die aus dem Schiedsverfahren mit dem vdek im No-
vember 2017 resultierte. Als in jeder Hinsicht posi-
tiv bewertete er die Vergrößerung der Runde des 
Koordinationsgremiums, dessen monatliche Treffen 
von dem Zuwachs an Ideen und Meinungen enorm 
profitiert hätten. 

Im Anschluss an die Berichte wurde der Zähl-
ausschuss für die für das Ende der Vertreterver-
sammlung angesetzte Wahl des stellvertretenden 
Vorsitzenden des Vorstandes gewählt, in persona 
die Vertragszahnärzte Dipl.-Stom. Petra Sieg, Dipl.-
Stom. Jörn Kobrow und Dr. Uwe Stranz. Vor der 
Wahl wurden Anträge auf Veränderung der Satzung 
und der Disziplinarordnung abgestimmt. Weiterhin 
wurden Anträge hinsichtlich der Anbindung an die 
Telematininfrastruktur, der Einführung einer flexibili-
sierten Bedarfsplanung, der Rücknahme der Kündi-
gung der Mitgliedschaft der KZV M-V im LFB durch 
den Vorstand sowie die Prüfung des Beitritts der 
KZV M-V zur Akademie für freiberufliche Selbstver-
waltung abgestimmt. 

Zum Tagesordnungspunkt „Wahl des Vorstan-
des“ erläuterte der Justitiar der KZV M-V, Dr. Ralf 
Großbölting, dass der stellvertretende Vorsitzende 
des Vorstandes Dr. Manfred Krohn wie geplant ei-
nen Aufhebungsvertrag hinsichtlich seines Amts 
unterzeichnet hat. Damit war eine Nachwahl er-
forderlich. Vorgeschlagen für das Amt wurde Dr. 
Gunnar Letzner, der sich im vergangenen Jahr auf 
dieses Amt vorbereitet hatte. Letzner wurde ohne 

Die Mitglieder der Vertreterversammlung bei der Abstimmung Foto: Daniel Schefe (4)
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KASSENZAHNÄRZTLICHE VEREINIGUNG

Wir laden Sie ein! *

• Berechnung von Begleitleistungen, Zusatzleistungen 
 und analogen Leistungen

• Berechnung von außervertraglichen Leistungen 
 und Chairside-Laborleistungen 

• Augmentative Maßnahmen im Rahmen von Zystektomien 
 zum Alveolenerhalt und in der Parodontologie

• Materialberechnung

• praxisbezogene Beispiele mit Gegenüberstellung
 der Abrechnung bei Kassen- und Privatpatienten

• inkl. Handout

Kosten: € 199,– pro Person zzgl. 19 % USt.
(inkl. Kuchenbuffet und Tagungsgetränke)

unterstützt durch

* Anmeldungen auf 
 www.qv-zahntechnik.de

12. Sept., Neubrandenburg
14–18 Uhr, Hotel am Ring, Gr. Krauthöfer Str. 1

26. Sept., Rostock
14–18 Uhr, Trihotel, Tessiner Str. 103

Seminar: Abrechnungs-Update 2018

5
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Gegenkandidaten mit nur einer Gegenstimme zum 
stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstandes der 
KZV M-V gewählt. Letzner bedankte sich bei den 
VV-Mitgliedern für das überzeugende Wahlergebnis, 
das ihm einen hervorragenden Start in seine Tätig-
keit ermöglicht. 

Anschließend trat der Vorstandsvorsitzende Wolf-
gang Abeln vor die Vertreterversammlung, um eine 
Laudatio auf seinen ausgeschiedenen Vorstandskol-
legen Dr. Manfred Krohn zu halten. Abeln erzählte 
von einigen gemeinsamen Erfolgen und Erlebnissen, 
verwies aber insbesondere auf den sehr guten per-
sönlichen Kontakt. Seine emotionale Laudatio ging 
auch an den VV-Mitgliedern nicht spurlos vorüber. 
Die herausragende Arbeit von Krohn wurde auch 
von Prof. Dr. Oesterreich, dem Vizepräsidenten der 
BZÄK und Präsidenten der Zahnärztekammer M-V 
gewürdigt. Er verlieh Krohn die silberne Ehrennadel 
der deutschen Zahnärzteschaft der BZÄK für seine 
Verdienste um die Zahnärzteschaft (ausführlich auf 
Seite 14).

Die nächste Vertreterversammlung findet am 21. 
November in Schwerin statt. 

Ass. jur. Claudia Mundt
Eine Ära geht zu Ende: Dr. Manfred Krohn wurde herzlich 
verabschiedet



dens 5/2018  9

ZAHNÄRZTEKAMMER

Am 4. April fand in Schwerin eine außerordentli-
che Kammerversammlung der Zahnärztekammer 

Mecklenburg-Vorpommern statt. Die außerordentli-
che Kammerversammlung war einzuberufen, da 16 
Kammer delegierte dies unter Vorlage einer Tagesord-
nung verlangt hatten. Zu der vorgelegten Tagesord-
nung wurden weder weitere Informationen zu der Ziel-
setzung noch konkrete Anträge eingereicht. 

Nach Beginn der Sitzung wurde ein von 13 Delegier-
ten vertretener Antrag mit folgendem Wortlaut ein-
gebracht: „Die Kammerversammlung beschließt die 

Bildung einer aus fünf Zahnärztinnen oder Zahnärzten 
bestehenden Kommission zur Erarbeitung von Compli-
ance-Richtlinien“. 

Dieser Antrag wurde kontrovers diskutiert, da offen-
sichtlich die schriftlich verfasste Begründung wenig 
mit dem Antragstext zu tun hatte. Die in der Antrags-
begründung geforderte Einrichtung einer Kommission, 
die diverse Fragestellungen untersuchen sollte, war 
weder Inhalt des eingebrachten Antragstextes noch 
stand sie auf der eingereichten Tagesordnung. Haupt-
aufgabe einer einzuberufenden Kommission solle nach 

Außerordentliche Kammerversammlung 
Rücktritt von Vorstandsmitgliedern

Das Mitglied der Kammerversammlung Karsten Lüder aus 
Bansin (hinten stehend) verlas auf der Kammerversamm-
lung den Compliance-Antrag und dessen Begründung 

Dr. Anja Salbach, Dr. Jens Palluch und Prof. Dr. Dietmar 
Oesterreich (v.l.) verfolgen am Vormittag die Diskussion 
zum Compliance-Antrag Fotos: Steffen Klatt (9)

Die Versammlung war durch einen regen Austausch der 
Delegierten untereinander gekennzeichnet. Stehend: Dr. 
Cornel Böhringer aus Ludwigslust während eines Diskus-
sionsbeitrages

Dr. Jürgen Liebich, Neubrandenburg, ist wieder Mitglied 
der Kammerversammlung und brachte sich aktiv in die 
Diskussionen ein



Meinung der Antragsteller die 
klare Herausarbeitung sein, 
welche Entscheidungskompe-
tenz allein dem Organ Kam-
merversammlung zufallen 
solle und wo die Einbindung 
und Information der Kammer-
versammlung in der Vergan-
genheit unterblieben wäre. 
Unklar blieb allerdings vielen 
Delegierten, wie zu erarbeiten-
de Compliance-Richtlinien auf 
die Vergangenheit angewandt 
werden sollten.   

Die vom Kammervorstand vorgeschlagene Einrich-
tung einer Arbeitsgruppe zur Beantwortung offener 
Fragen aus der Vergangenheit wurde von den Antrag-
stellern ausdrücklich abgelehnt.

Der Antrag auf Einrichtung einer Kommission zur Er-
arbeitung von Compliance-Richtlinien fand mit 14 Ja- 
und 21 Nein-Stimmen keine Mehrheit der anwesenden 
Kammerdelegierten. 

Daraufhin erklärten Vizepräsident Dr. Jens Palluch, Dr. 
Anke Schreiber und Dr. Anja Salbach den Rücktritt von 
ihren Vorstandsämtern. In ihren Statements begründe-
ten sie ihren Schritt damit, dass sie sich ohne eine ab-
schließende Aufarbeitung vergangener Vorkommnisse 
den unterschiedlichen politischen Strömungen in der 
Kammerversammlung nicht mehr gewachsen fühlen. 
Der Schritt kam für viele Delegierte überraschend und 
wurde mit Bedauern aufgenommen.

Die geheimen Wahlen der satzungsgemäßen Aus-
schüsse zogen sich dann bis in den Abend  (die ge-
wählten Zusammensetzungen siehe Kasten). Festzu-
stellen ist, dass mit der Wahl der satzungsgemäßen 
Ausschüsse die Zahnärztekammer – auch mit dem 
nunmehr verkleinerten Vorstand – weiter voll hand-
lungsfähig ist.

Am Ende der Versammlung kündigte Dr. Angelika 
Bührens ihren Rücktritt als Kammerdelegierte an.

Kammermitglieder können das Protokoll der Kam-
merversammlung nach Genehmigung auf der Home-
page der Zahnärztekammer (www.zaekmv.de unter 
Kammer/Kammermitglieder intern) einsehen.   ZÄK

Vertreter der Uni-
versität Greifswald: 
Prof. Dr. Torsten 
Mundt und Prof. Dr. 
Karl-Friedrich Krey

Während einer Abstimmung

Der Rücktritt der drei jungen Vorstandsmitglieder über-
raschte und wurde von vielen Delegierten bedauert. Im 
Bild Dr. Anke Schreiber aus Wismar (li.) und Dr. Anja Sal-
bach aus Schwerin (re.)

MRin Susanne 
Drückler vertrat 
auf der Kammer-
versammlung das 
aufsichtsführende 
Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit 
und Gesundheit

Dr. Angelika Büh-
rens aus Schwe-
rin erklärte am 
Schluss eines 
langen Versamm-
lungstages ih-
ren Rücktritt als 
Kammerdelegierte

http://www.zaekmv.deunterKammer/Kammermitgliederintern
http://www.zaekmv.deunterKammer/Kammermitgliederintern
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Ausschuss Zahnärztliche Berufsausübung 
und Hygiene
Dr. Dr. Stephan Bierwolf (Schwerin), Dr. Martin 
Burmeister (Grevesmühlen), ZA Michael Heitner 
(Rostock), Dr. Uwe Herzog (Rostock), Dr. Jens Pal-
luch (Bentwisch)

Beratungsausschuss
Dipl.-Stom. Gerald Flemming (Rostock), Dr. Dr. 
Mark Kirchhoff (Greifswald), Dr. Alexander Kurzweil 
(Neustrelitz), Dr. Jürgen Liebich (Neubrandenburg), 
ZÄ Kerstin Werth (Pasewalk)

Fortbildungsausschuss
Dr. Holger Garling (Schwerin), Dr. Dr. Jan-Hendrik 
Lenz (Rostock), Prof. Dr. Dr. Georg Meyer (Greifs-
wald), Prof. Dr. Torsten Mundt (Greifswald), Priv.-
Doz. Dr. Dieter Pahncke (Rostock)

Haushaltsausschuss
ZA Christian Dau (Malchow), ZA Michael Heitner 
(Rostock), Dr. Gunnar Letzner (Rostock), ZÄ Kerstin 
Werth (Pasewalk)

Präventionsausschuss
ZÄ Uta Kuhn-Reiff (Sassnitz), Dr. Christin Lenz (Jar-
men), Dr. Angela Löw (Greifswald), Dr. Anke Schrei-
ber (Wismar), Prof. Dr. Christian Splieth (Greifswald)

Prüfungsausschuss Weiterbildung Kieferorthopädie
Mitglieder:
Prof. Dr. Karl-Friedrich Krey (Greifswald), Dr. Andreas 
Riedel (Greifswald), Prof. Dr. Franka Stahl (Rostock)
Stellvertreter
Dr. Matthias Hartung (Bad Doberan), ZÄ Elisabeth 
Heller (Rostock)

Prüfungsausschuss Weiterbildung Oralchirurgie
Mitglieder:
Prof. Dr. Dr. Wolfram Kaduk (Greifswald), Dr. Dr. 

Jan-Hendrik Lenz (Rostock), Dr. Jens Stoltz (Neu-
brandenburg)
Stellvertreter:
Dr. Dr. Michael Dau (Rostock), Dr. Christian Lucas 
(Greifswald) 

Rechnungsprüfungsausschuss
ZA Christian Dau (Malchow), ZA Michael Heitner 
(Rostock), Dr. Thomas Lawrenz (Güstrow), Dr. Gun-
nar Letzner (Rostock)

Satzungsausschuss*
Dr. Peter Bührens (Schwerin) - Vorsitzender, ZÄ Uta 
Kuhn-Reiff (Sassnitz) - stellvertr. Vorsitzende
Dr. Lutz Knüpfer (Malchin), ZA Roman Kubetschek 
(Neubrandenburg), Dr. Bernd Schwahn (Greifswald)

Schlichtungsausschuss
Mitglieder:
Dipl.-Stom. Gerald Flemming (Rostock), Dr. Jürgen 
Liebich (Neubrandenburg), ZA Helge Pielenz (Ros-
tock), ZÄ Kerstin Werth (Pasewalk)
Stellvertreter
ZÄ Astrid Gerloff (Neustrelitz), Dr. Dr. Mark Kirch-
hoff (Stralsund), Dr. Alexander Kurzweil (Neustrelitz)

Hauptgeschäftsführer Rechtsanwalt Peter Ihle ist nach 
der Schlichtungsordnung Mitglied des Schlichtungsaus-
schusses und Geschäftsführer Konrad Curth dessen Stell-
vertreter.

Schlichtungsausschuss nach § 111 Abs. 2 ArbGG
Mitglieder:
RA Peter Ihle (Schwerin), Dr. Anke Schreiber (Wis-
mar),  Marion Atrott (ZAP Karsten Israel, Schwerin),
Stellvertreter:
ZA Mario Schreen (Gadebusch), Ramona Storch 
(ZAP Mario Schreen, Gadebusch) 

*Der Satzungsausschuss hat sich schon konstituiert.

Neu gewählte Mitglieder der Ausschüsse der 
Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern

Neuer Kammerdelegierter
Entsprechend der Ergebnisse der Kammerwahl 2017 fällt nach dem Rücktritt von Dr. Angelika Bührens 
der Sitz über den Listenwahlvorschlag „Zahnärzte für Zahnärzte“ im Wahlkreis 2 (Schwerin, Parchim, 
Parchim-Nord, Ludwigslust, Nordwestmecklenburg) an Dr. Thomas Klitsch aus Parchim. Dr. Klitsch hat 
die Wahl angenommen und gehört damit ab sofort der Kammerversammlung an.
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Als wir drei, Dr. Anja Salbach, Dr. Jens Palluch und 
Dr. Anke Schreiber im Juli 2017 in den Vorstand 

der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern ge-
wählt wurden, haben wir hoffnungsvoll einen für uns 
neuen Weg beschritten. Verschiedene Ziele waren für 
jeden von uns damit verbunden. 

Zum einen wollten wir für einen Generationswech-
sel stehen und beispielgebend für viele junge Kollegen 
in unserem Land zeigen, dass es an der Zeit für die 
jüngeren Generationen der Zahnärzte in Mecklenburg-
Vorpommern ist, Verantwortung in der Berufspolitik zu 
übernehmen. Zum andern wollten wir für die zuneh-
mende Zahl der Kolleginnen in unserem Berufsstand 
ein motivierendes Signal setzen, sich standespolitisch 
zu interessieren. Wir waren angetreten, um eine gute 
Sacharbeit für die Zahnärzteschaft in unserem Land zu 
leisten. Ausdrücklich möchten wir uns an dieser Stelle 
für das entgegengebrachte Vertrauen unserer Wähler 
bedanken.

Ein Arbeitsklima, bei dem es an Vertrauen und Of-
fenheit fehlte, machte die Realisierung unserer Ziele 
schwer. Dennoch haben wir versucht, aus der Vergan-
genheit zu lernen, um die Zahnärzte in unserem Land 
wieder zu einen. Uns jungen Kollegen erschien es un-

bedingt notwendig, die Gräben der Vergangenheit, die 
vielen Fragestellungen, sowie die Vorurteile und das 
Misstrauen zu beseitigen. 

Ohne die lückenlose Aufarbeitung der Vergangen-
heit, wird es auch in Zukunft nicht möglich sein, dass 
sich engagierte KollegInnen in unserem Land wieder 
auf die zwingend notwendige Sacharbeit im Sinne der 
gesamten Zahnärzteschaft konzentrieren können. 

Deshalb unterstützten wir im Rahmen der außeror-
dentlichen Kammerversammlung am 4. April 2018 die 
Aufforderung einer Gruppe von Kammerdelegierten, 
eine Kommission einzuberufen, um sich mit offenen 
Fragen der Vergangenheit zu befassen und dann ver-
bindliche Compliance-Regeln für die zukünftige konst-
ruktive Zusammenarbeit aufzustellen.

„Es ist immer noch besser eine Frage zu untersu-
chen, ohne sie zu entscheiden, als sie zu entscheiden, 
ohne untersucht zu haben.“ (Joseph Joubert)

Für uns hätte das bedeutet, dass wir in unserer Vor-
standstätigkeit wieder freier gewesen wären. Viel zu 
oft haben wir in dieser Kammerversammlung und im 
Vorstand erfahren, dass uns eine Positionierung zu 
Dingen der Vergangenheit durch den Altvorstand und 
den Hauptgeschäftsführer abverlangt wurde. Ist der 

Leserbriefe an dens 
Generationswechsel gescheitert

Braucht meine Zahnarztpraxis zukünftig 
einen Datenschutzbeauftragten? Es gibt 

wohl kaum eine Zahnarztpraxis, die sich die-
se Frage in den letzten Wochen nicht gestellt 
hat. Die Datenschutzbehörden haben sich in 
der Arbeitsgemeinschaft Gesundheit auf die 
Praxisformel in Anwendung des § 38 BDSG-
Neu geeinigt und sich damit der Auffassung 
der Bundeszahnärztekammer angeschlossen. 
Damit dürfte nunmehr die erforderliche und 
geforderte Rechtssicherheit bestehen. 

Wie der Thüringische Landesdatenschutzbe-
auftragte der Landeszahnärztekammer Thürin-
gen mitteilte, besteht nach neuem Recht bei 
einer standardmäßigen (Zahn-)Arztpraxis eine 

Pflicht zur Benennung eines Datenschutzbe-
auftragten, soweit sie in der Regel mindestens 
zehn Personen ständig mit der automatisier-
ten Verarbeitung personenbezogener Daten 
beschäftigen. 

Werden in diesem Sinne weniger als zehn 
Personen in der Zahnarztpraxis beschäftigt 
und treten keine besonderen Umstände hin-
zu, muss in einer Zahnarztpraxis kein Daten-
schutzbeauftragter benannt werden. Die in 
der Diskussion um die DSGVO vielfach kund-
getane Auffassung, dass nahezu alle Zahnarzt-
praxen fortan einen Datenschutzbeauftragten 
bräuchten, dürfte damit ihr Ende gefunden ha-
ben. BZÄK

Datenschutzbehörden lenken ein 
Datenschutzbeauftragter erst ab zehn Praxismitarbeitern notwendig
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Die außerordentliche Kammerversammlung am 4. 
April 2018 ist Geschichte. Die Frage, die man sich 

als Leser stellt : Wie wird darüber im dens darüber be-
richtet und wie wird die von 13 Delegierten eingebrach-
te Beschlussvorlage zur Einsetzung einer aus 5 Zahnärz-
tinnen oder Zahnärzten bestehenden Kommission zur 
Erarbeitung von Complaince-Richtlinien interpretiert ? 

Die vom Vorstand zur außerordentlichen Kammerver-
sammlung am 4. April 2018 veröffentlichten Pressemit-
teilung gibt das Ergebnis der Kammerversammlung in 
dieser Hinsicht nur verzerrt wieder. Das lässt für den 
dens-Bericht zum 4. April 2018 nichts Gutes erahnen.

In der Pressemitteilung der Zahnärztekammer MV zur 
a.o.KV  heißt es: „Uneinigkeit bestand vorwiegend da-
rin, inwieweit durch die Erarbeitung einer Compliance-
Richtlinie Entscheidungen in der Vergangenheit bewer-
tet werden können.“ 

Durch die zu erarbeitenden Compliance-Richtlinien 
sollte aber keineswegs die Vergangenheit bewertet 
werden. Sondern die Vergangenheit sollte lücken-
los aufgeklärt werden, mögliche Verstöße aufgeklärt 
werden und Maßnahmen zur Konfliktlösung benannt 
werden. Nur diese Aufarbeitung ermöglicht erst die 
Formulierung derartiger Richtlinien, um für die Zukunft 
einen Gestaltungsrahmen zu haben, das dem höchsten 
Organ der Zahnärztekammer die ihm gebührende Kom-
petenz in den Entscheidungen einräumt, die „...von 
grundsätzlicher oder wesentlicher Bedeutung...“ für die 
Zahnärzteschaft unseres Landes sind. Im Antragstext 
war dieses genau so formuliert: 

„Ergeben sich bei der Erarbeitung der Compliance-
Richtlinien Anhaltspunkte dafür, dass in der Vergangen-
heit der Geschäftsführer, einzelne Mitglieder des Kam-

mervorstandes oder eines Ausschusses Kompetenzen 
überschritten und/oder erforderliche Informationen 
gegenüber der Kammerversammlung nicht oder nicht 
vollständig erteilt haben, ist die Kommission beauftragt, 
diese Verstöße aufzuzeigen und Maßnahmen zur Kon-
fliktlösung zu benennen. Hierfür ist den Mitgliedern der 
Kommission uneingeschränkt der Zugang zu allen für 
die Aufklärung notwendigen Unterlagen und Informati-
onen zu gewähren.“

Diese Beschlussvorlage war ein ernstgemeinter Ver-
such, intern, ausschließlich im Kreis der Delegierten 
der Kammerversammlung, die notwendige Aufarbei-
tung vornehmen zu können. Zu diesem Zweck war im 
Vorfeld von den 13 Delegierten ein Fragenkatalog erar-
beitet worden, der der zu wählenden Kommission zur 
Beantwortung vorgelegt werden sollte. Diese Chance 
wurde vorerst vertan, denn eine Mehrzahl von Kam-
merversammlungsdelegierten konnten oder wollten 
diese Chance nicht erkennen. So wurde ernsthaft die 
Forderung aufgestellt, diese Fragen im Vorfeld der Be-
schlussfassung zur Einsetzung dieser Kommission im 
Plenum dahingehend zu diskutieren, ob sie überhaupt 
gestellt werden dürfen. 

Der Antrag fand in der Kammerversammlung leider 
keine Mehrheit! 

Deshalb war der Rücktritt der drei jungen Vorstands-
mitglieder nur folgerichtig. Sie hatten auf der Versamm-
lung klargestellt, dass für Sie ohne eine lückenlose 
Aufklärung der im Raume stehenden Vorwürfe eine 
Weiterarbeit im Vorstand nicht möglich sei.

Wer sich weigert, ein mögliches Fehlverhalten der 
Vergangenheit aufzuarbeiten, setzt sich dem Verdacht 
aus, er habe etwas zu verbergen. Dr. Peter Bührens

Zur außerordentlichen Kammerversammlung am 4. April 2018

Wunsch nach einem gesunden Arbeitsklima – ohne 
taktische Spielchen, ohne persönliche Angriffe – ge-
prägt von Offenheit, Toleranz und Vertrauen denn so 
verwerflich? Ist eine Missachtung dieser selbstver-
ständlichen Grundregeln wirklich nur Unkenntnis oder 
ist es gezielte Ignoranz um einfach weiterzumachen, 
ohne die Vergangenheit aufzuarbeiten? Funktionieren 
wird das unserer Meinung nach für die Zahnärztekam-
mer in Mecklenburg-Vorpommern und ihre Mitglieder 
nicht. Deshalb hielten wir den Vorschlag, dass der Vor-
stand eine Arbeitsgruppe für die Aufarbeitung der Ver-
gangenheit einberufen sollte, nicht für zielführend. Der 
Vorstand hat eine klare Neutralitätsverpflichtung und ist 
insbesondere bei den offenen Fragen der Vergangen-
heit nicht als neutral zu betrachten. 

Die Beschlussvorlage war so, wie gefordert, in der 
Kammerversammlung nicht mehrheitsfähig. Vertrauen 
hat seinen Preis. Diesen Preis wollte eine Mehrheit der 

Kammerdelegierten nicht bezahlen. Wir drei Kollegen 
sahen unter dieser Voraussetzung keine Möglichkeit 
mehr unsere Ämter im Vorstand auszuführen, ohne 
dass wir unsere Gesundheit, unsere Persönlichkeit, 
unsere Familien und unsere Praxen damit gefährden 
würden.

Wir hoffen auf Ihr Verständnis und bedanken uns 
ausdrücklich für die Anerkennung und das Vertrauen, 
das uns viele Menschen seit dem Beginn unseres 
standespolitischen Engagements entgegengebracht 
haben.

Ein ganz besonderer Dank geht an die Mitarbeiter der 
Geschäftsstelle der Zahnärztekammer Mecklenburg-
Vorpommern, die uns uneingeschränkt von Anfang an 
mit großem Engagement und tatkräftiger Unterstüt-
zung bei den von uns zu bearbeitenden Sachthemen 
unterstützten.

Dr. Anja Salbach, Dr. Anke Schreiber, Dr. Jens Palluch
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13,79 Milliarden Euro hat die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) im Jahr 2016 für zahnärztliche Be-
handlungen inklusive Zahnersatz aufgewendet. Das sind 6,6 Prozent der gesamten Leistungsausgaben 

der GKV.  (Quelle: Jahrbuch 2017 der KZBV)

Zahl des Monats

Auf Beschluss des Vorstandes der Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern verlieh Präsident Prof. Dr. Dietmar Oe-
sterreich auf der Vertreterversammlung am 14. April dem scheidenden stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden der KZV 
Mecklenburg-Vorpommern, Dr. Manfred Krohn, die Ehrennadel der deutschen Zahnärzteschaft in Silber. Die Ehrennadel 
wird für Verdienste um den zahnärztlichen Berufsstand verliehen. Dr. Krohn erwarb sich in seiner langjährigen Tätigkeit 
als ehrenamtliches und hauptamtliches KZV-Vorstandsmitglied insbesondere große Verdienste in dem Bemühen um die 
Ost-West-Punktwert-Angleichung.  Foto: Daniel Schefe

Am 11. April traf sich der Vorstand der Zahnärzte-
kammer zu einer außerordentlichen Sitzung in 

Neubrandenburg.  Anlass waren die Rücktritte von Vi-
zepräsident Dr. Jens Palluch und den Mitgliedern des 
Vorstandes, Dr. Anja Salbach und Dr. Anke Schreiber 
von ihren Vorstandsämtern in der außerordentlichen 
Kammerversammlung am 4. April. 

Das Hauptaugenmerk der Vorstandssitzung richtete 
sich darauf, wer die bisher von den ausgeschiedenen 
Vorstandsmitgliedern wahrgenommenen Aufgaben 
übernehmen soll. Prof. Dr. Oesterreich wird zunächst 
für das Referat Fortbildung verantwortlich sein.. 

Zahnarzt Roman Kubetschek wird zusätzlich zu 
seinem bisherigen Aufgabengebiet Finanzen das Re-
ferat Ausbildung/Zahnmedizinische Fachangestellte 

betreuen. Die Aufgaben des Kreisstellenbeauftragten 
wechseln in die Verantwortung von Dipl.-Stom. Gerald 
Flemming. Das Themenfeld Berufsrecht und Berufs-
beratung wird zunächst vom gesamten Kammervor-
stand bearbeitet.

Derzeit erfahren die ab dem 25. Mai geltenden 
datenschutzrechtlichen Veränderungen in der Kolle-
genschaft, aber auch im Vorstand und der Kammer-
geschäftsstelle große Aufmerksamkeit. Der Vorstand 
hat den Kreisstellenvorsitzenden angeboten, auf kom-
menden Kreisstellenversammlungen über die EU-
Datenschutz-Grundverordnung zu informieren. Die 
ersten Veranstaltungen wurden bereits durchgeführt.

DS Gerald Flemming

Aus der Arbeit des Kammervorstandes 
Wie geht es jetzt weiter?
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Spätestens mit der Wahl des 45. Präsidenten der 
USA, Donald Trump, am 20. Januar 2017 ist auch 

einer größeren Öffentlichkeit wieder die Bedeutung 
von Sprache in der Politik, ja die Bedeutung von po-
litischer Kommunikation überhaupt deutlich gewor-
den. Man geht nicht zu weit, wenn man feststellt, 
dass durch Sprache Politik überhaupt erst ermöglicht 
wird. Denn Politik ist ja nichts anderes als das Aus-
handeln unterschiedlicher, teils auch kontroverser 
Konzepte, die sich auf die Ausgestaltung unseres 
Gemeinwesens beziehen. Ein derartiges Aushandeln 
findet immer mittels argumentativer Auseinanderset-
zungen statt, die ohne Sprache nicht möglich sind. 
Anders gesagt: Wo die sprachliche Auseinanderset-
zung aufhört, da wird einer anderen Art von Ausein-
andersetzung der Vorzug gegeben. Zwar kennen wir 
die Redewendung, dass die Waffen „sprechen“ oder 
auch „schweigen“, aber eine Kommunikation mittels 
Waffen, also mittels Gewalt, ist qualitativ anderer Art 
als die sprachliche Kommunikation. Was aber sind die 
Kennzeichen politischer Kommunikation? Und gibt es 
hier neuere Entwicklungen?

Politische Kommunikation
Politische Kommunikation – insbesondere die Spra-
che von PolitikerInnen – hat viel mit Werbesprache ge-
meinsam. Es geht immer auch darum, für die eigenen 
politischen Konzepte um Zustimmungsbereitschaft zu 
werben. Und das Werben um Wählerstimmen bedient 
sich ähnlicher sprachlicher Verfahren wie das Werben 
für den Kauf von Produkten oder Dienstleistungen. Es 
geht in der politischen Kommunikation also darum, 
die eigene Position als erstrebenswert, als rationale 
Lösung anstehender Probleme zu „verkaufen“. Dazu 
bedient man sich seit jeher bestimmter Mittel. Pro-
minent ist etwa die Verwendung von Schlagwörtern, 
die in einer Gesellschaft positiv konnotiert sind, de-
ren Bedeutung aber häufig vage bleibt. Ein aktuelles 
Beispiel wäre die Rede von der „Nachhaltigkeit“, von 
„nachhaltigen Entwicklungen“ etc. Das Wort „Nach-
haltigkeit“ beziehungsweise das damit verbundene 
Konzept gilt in unserer Gesellschaft als vernünftig und 
erstrebenswert. Deshalb wird sich jeder, der sich öf-
fentlich dafür ausspricht, großer Zustimmung sicher 
sein können. In der öffentlichen politischen Kommu-
nikation werden aber zwei wesentliche Dinge häufig 
nicht thematisiert, die für eine rationale Beurteilung 
derartiger Konzepte unerlässlich sind. Erstens wird 
häufig gar nicht expliziert, was unter „Nachhaltig-
keit“ verstanden werden soll: Geht es eher um eine 
ökologisch verstandene Nachhaltigkeit, um eine öko-
nomische oder eine soziale? Alles dies bleibt bei der 
bloßen Nennung des Ausdrucks „Nachhaltigkeit“ ja 

im Ungefähren. Weiterhin bliebe zu klären, wie das 
angestrebte Nachhaltigkeitskonzept verwirklicht wer-
den soll. Spätestens bei der Abwägung, welche kon-
kreten Maßnahmen ergriffen werden sollen, um ein 
größeres Maß an Nachhaltigkeit zu realisieren, dürf-
ten die Meinungen weit auseinandergehen. Erinnert 
sei in diesem Zusammenhang an kontrovers diskutier-
te Maßnahmen, die von der Einführung eines soge-
nannten Dosenpfands über das von der Europäischen 
Union zeitweise erwogene Verbot von Plastiktüten 
bis hin zu möglichen Fahrverboten für Dieselfahrzeu-
ge in Umweltzonen reichen.

Neuere Entwicklungen
Die politische Kommunikation der Bundesrepublik 
Deutschland ist in den letzten Jahren durch ein Phäno-
men bereichert worden, das zwar nicht gänzlich neu, 
in seiner massiven Ausprägung aber bislang nicht do-
minierend war. Dieses Phänomen wird üblicherweise 
mit dem Ausdruck „Populismus“ bezeichnet. Auf die-
sen Ausdruck trifft zu, was auf zahlreiche Ausdrücke 
zutrifft, die sowohl zur Beschreibung politischer Aus-
einandersetzungen genutzt werden als auch innerhalb 
dieser Auseinandersetzungen zur Bekämpfung bezie-
hungsweise Beschimpfung des politischen Gegners 
verwendet werden. Die Bedeutung derartiger Ausdrü-
cke bleibt oft vage und muss – jeweils abhängig von 
der Gebrauchssituation – interpretativ erschlossen 
werden. Bezeichnet man politische Äußerungen als 
„populistisch“ und will damit nicht nur den jeweiligen 
politischen Gegner diskreditieren, so kann man in ers-
ter Linie drei Bedeutungsaspekte ausmachen: Erstens 
zeichnen sich populistische Äußerungen häufig durch 
klare Entgegensetzungen aus: das (einfache) Volk 
versus die (korrupte)Elite, das (homogene) deutsche 
Volk versus die Fremden, Einwanderer, Muslime etc. 
Zweitens sind solche Äußerungen meist durch eine 
starke Komplexitätsreduktion gekennzeichnet: Kom-
plexe Phänomene werden als Schwarzweiß-Malerei, 
als Entweder-oder-Entgegensetzungen dargeboten, 
ohne weitere Alternativen und Lösungsmöglichkei-
ten zu berücksichtigen. Dies äußert sich häufig in ei-
nem simplifizierten Gesellschaftsbild, das nur „die da 
oben“ und „wir hier unten“ kennt und überdies ein 
klares Feindbild propagiert: „Wer in dieser Frage nicht 
für uns ist, der ist gegen uns!“ Drittes Charakteristi-
kum populistischen Sprachgebrauchs ist die Behaup-
tung, den Willen des (einfachen) Volkes zu kennen 
und für seine Durchsetzung zu kämpfen. Dies äußert 
sich prototypisch in der Parole „Wir sind das Volk!“. 
Hinzuzufügen wäre: Wir wissen daher auch, was das 
Volk will. Und wenn das Volk etwas will, dann muss 
es unter allen Umständen verwirklicht werden.

Erst Sprache macht Politik möglich
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Insbesondere VertreterInnen vergleichsweise ra-
dikaler Parteien und Gruppierungen wie AfD und 
Pegida bedienen sich zunehmend eines nicht nur 
populistischen, sondern (rechts-)extremistischen 
Sprachgebrauchs. Beispiele dafür sind die Äußerun-
gen des AfD-Vorsitzenden Alexander Gauland, eine 
politische Gegnerin in Anatolien „entsorgen“ zu wol-
len, der von dem AfD-Politiker Björn Höcke im Zusam-
menhang mit dem Holocaust-Mahnmal verwendete 
Ausdruck „Denkmal der Schande“ oder auch der 
Tweet des AfD-Bundestagsabgeordneten Jens Mai-
er, in dem der Sohn Boris Beckers als „kleiner Halb-
neger“ bezeichnet wird.

Ein derartiger Sprachgebrauch verbessert sicher-
lich nicht die Qualität der öffentlichen politischen De-
batte. Inwieweit er nicht nur die Grenzen des guten 
Geschmacks überschreitet, sondern auch strafrecht-
liche Konsequenzen nach sich ziehen muss, bleibt 

von Fall zu Fall zu klären. Dass durch die – zweifellos 
notwendige – mediale Berichterstattung über derar-
tige Sprachgebräuche gleichzeitig denen eine Bühne 
bereitet wird, die extremistisches und rassistisches 
Gedankengut propagieren, bleibt dabei ein bislang un-
gelöstes Problem.

Prof. Dr. Thomas Niehr
Prof. Dr. Thomas Niehr ist Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft Sprache in der Politik e.V. Der Sprachwissenschaft-
ler, lehrt an der RWTH Aachen.

Quelle: Bericht von Prof. Dr. Thomas Niehr, Vorsitzender 
der Arbeitsgemeinschaft Sprache in der Politik e.V. und 
Professor an der Rheinisch-Westfälischen Technischen 

Hochschule Aachen, in „der freie beruf“, dem 
Mitgliedermagazin des Bundesverbandes der Freien 

Berufe e. V. (BFB) – (Ausgabe 1/2018)
Wir danken für die Nachdruckgenemigung

Das Zentrum Zahnärztliche Qualität (ZZQ) wurde 
von den Trägerorganisationen Kassenzahnärzt-

liche Vereinigung (KZBV) und Bundeszahnärztekam-
mer (BZÄK) beauftragt, ein Methodenpapier für die 
zahnmedizinische Versorgung zu erarbeiten. Hierzu 
hat das ZZQ einschlägige Methodenpapiere einem 
Review unterzogen und entsprechende Anforderun-
gen an Gesundheitsinformationen vorselektiert. Un-
ter Einbindung der Expertise der Task Force Qualität 
wurden diese Anforderungen dann einem mehrstu-
figen Bewertungs- und Kommentierungsprozess un-
terzogen. Das Methodenpapier dient als strukturierte 
Handlungshilfe für die Erstellung von evidenzbasier-
ten, patientenorientierten Gesundheitsinformationen 
der Zahnärzteschaft.

Die in dem Papier abgebildete Methodik wird bei 
der Entwicklung und Aktualisierung von Gesundheits-
informationen im Sinne einer Selbstverpflichtung der 
beteiligten Organisationen implementiert und ange-
wendet. Die Anforderungen, die in dem Methoden-
papier beschrieben werden, gelten grundsätzlich für 
alle Formate, die für Gesundheitsentscheidungen 
relevante Inhalte haben. Wie diese Anforderungen 
dann konkret umgesetzt werden können, hängt im 
Detail vom jeweiligen Format ab. Insbesondere die 
Checkliste des Methodenpapiers bietet eine wichtige 
Hilfestellung bei der Erstellung von Gesundheitsinfor-

mationen im Sinne eines lernenden Systems.  KZBV

Gesundheitsinfos auf dem Punkt 
Methodenpapier für zahnmedizinische Versorgung

www.kzbv.de/methodenpapier-gesundheitsinfos

http://www.kzbv.de/methodenpapier-gesundheitsinfos
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Anlass für rechnerische und gebührenordnungs-
mäßige Berichtigungsanträge seitens der Kran-

kenkassen sind immer wieder die Abrechnung der 
Geb.-Nrn. 105 (Mu) und 106 (sK) für die Behandlung 
von Prothesen-Druckstellen, die innerhalb der dreimo-
natigen Ausschlussfrist nach Eingliederung oder Wie-
derherstellung der Funktionstüchtigkeit notwendig 
war. Gemäß den BEMA-Abrechnungsbestimmungen 
sind jedoch bis zu drei Monate nach der Eingliederung 
einer neuen Prothese oder einer wiederhergestellten 
Prothese diese Maßnahmen mit der Gebühr für die 
Versorgung mit der Prothese abgegolten. Diese Re-
gelung gilt jedoch nur, wenn der Patient seinen Haus-
zahnarzt aufsucht. Erfolgt eine Schmerzbehandlung 
durch einen anderen Zahnarzt (z. B. im Bereitschafts-
dienst oder in Vertretung), muss die Drei-Monats-Frist 
nicht berücksichtigt werden. Eine dementsprechend 
begründete Abrechnung hat sodann zu erfolgen.

Darüber hinaus kommen sehr häufig im zeitlichen 
Zusammenhang mit der eigentlichen PAR-Behandlung 
die Geb.-Nrn. 105 (Mu) und 106 (sK) zur Abrechnung. 
Dies entspricht jedoch nicht den Abrechnungsbestim-
mungen des BEMA. Während und im Zusammenhang 
mit einer systematischen PAR- Behandlung sind die 
Geb.-Nrn. 105 (Mu) und 106 (sK) nicht berechenbar. 
Entsprechende Maßnahmen sind mit der P200 bis 
P203 abgegolten. Lediglich in Ausnahmefällen ist es 
möglich, Leistungen nach der Geb.-Nr. 105 (Mu) ab-
zurechnen, die nicht im Zusammenhang mit der PAR- 

Behandlung stehen, so z. B. die Behandlung einer 
Aphthe oder Bissverletzung. 

Einschleifmaßnahmen an Zähnen zur Entlastungs-
therapie im Rahmen der systematischen PAR- Be-
handlung können auch nicht nach der Geb.-Nr. 106 
(sK) in Ansatz gebracht werden. Diese Maßnahmen 
sind nach der BEMA-Nr. 108 über den PAR-Plan ab-
zurechnen.

Ein weiterer Antragsschwerpunkt der Krankenkas-
sen ist der Ansatz der Geb.-Nrn. 105 (Mu) und 106 
(sK) im Rahmen der Vorphase/Vorbehandlung (Initi-
albehandlung) in derselben Sitzung, in der auch der 
PAR- Plan erstellt wird. Die Vorphase/Vorbehandlung 
dient der Vorbereitung der eigentlichen PAR- Behand-
lung und stellt einen wichtigen Therapieabschnitt für 
den Behandlungserfolg dar. Durch die in der Vorphase/
Vorbehandlung durchgeführten Maßnahmen soll es zu 
einem Rückgang der Entzündung kommen. Gemäß 
dem BEMA-Kommentar sei es auch dann erst sinnvoll, 
den definitiven klinischen Befund zu erheben (Sondie-
rungstiefe, Attachmentverlust), um auf dieser Grund-
lage sodann die definitive Diagnose und den daraus 
resultierenden Behandlungsplan zu erstellen. Dement-
sprechend sollte zunächst der Behandlungserfolg der 
Vorphase/ Vorbehandlung abgewartet werden, bevor 
der Behandlungsplan erstellt wird. Auch wenn das 
dann bedeutet, dass der Patient noch einmal einbe-
stellt werden muss.  

Andrea Mauritz

Geb.-Nrn. 105 (Mu) und 106 (sK) 
Die BEMA-konforme Abrechnung

Der 25. September ist der Tag der 
Zahngesundheit. In diesem Jahr 

steht er unter dem Motto „Gesund im 
Mund – bei Handicap und Pflegebe-
darf“. Die Mundgesundheit von Pfle-
gebedürftigen und Menschen mit Be-
hinderung ist oft schlechter als die des 
Bevölkerungsdurchschnitts. Vor allem 
ihr Risiko für Karies-, Parodontal- und Mund-
schleimhauterkrankungen ist überdurchschnittlich 
hoch.

Der Fokus soll darauf gerichtet sein, wie die 
Mundgesundheit der Menschen in diesen beiden 

Bevölkerungsgruppen gefördert werden kann. 
Dabei soll die Öffentlichkeit unter anderem 
über neue präventive Leistungen informiert 
werden, die Menschen mit einem Pflege-
grad und vielen Menschen mit Behinderung 
ab dem 1. Juli zur Verfügung stehen.
Bundesweit werden Veranstaltungen am 

und um den 25. September über dieses The-
ma und über die Mundgesundheit im Allgemeinen 

aufklären. Informationen über regionale Veranstal-
tungen und über den Tag der Zahngesundheit unter 
www.tagderzahngesundheit.de. 

 Susanne Theisen

Bei Handicap und Pflegebedarf 
Tag der Zahngesundheit informiert über Prävention 

http://www.tagderzahngesundheit.de
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Auf der nebenstehenden Seite ist die aktuelle Liste 
berechnungsfähiger Materialien bei privatzahn-

ärztlichen Leistungen abgedruckt.
Materialkosten sind auch in der neuen GOZ bei vie-

len GOZ-Leistungen mit den Gebühren abgegolten. 
Nur wenn die Materialien ausdrücklich in den allgemei-
nen Bestimmungen, die den einzelnen Abschnitten 
der GOZ vorangestellt sind, oder direkt in der Leis-
tungsbeschreibung der Gebührennummer genannt 
werden, sind sie gesondert berechenbar. 

Darüber hinaus sieht das Beratungsforum für Ge-
bührenordnungsfragen, bestehend aus  der BZÄK, 
dem Verband der Privaten Krankenversicherung und 
den Beihilfestellen von Bund und Ländern, bezugneh-
mend auf das BGH-Urteil vom 27. Mai 2004 (Az. III ZR 
264/03) zur Materialkostenberechnung folgende Aus-
lagen als zusätzlich berechnungsfähig an: 

- Oraqix® im Zusammenhang mit der 
Geb.-Nr. 008 GOZ

- ProRoot MTA® im Zusammenhang mit der 
Geb.-Nr. 2440 GOZ

- Harvard MTA OptiCaps®  im Zusammenhang 
mit der Berechnung der Geb.-Nr. 2440.

„Unzumutbarkeitsgrenze“ bei 
Materialkosten überschritten
Nicht in der GOZ genannte Materialien können ggf. bei 
Überschreitung der Zumutbarkeitsgrenze (Urteil des 
BGH vom 27. Mai 2004, Az.: III ZR 264/03) gesondert 
berechnet werden. Nach Auffassung der Bundeszahn-
ärztekammer ist die Zumutbarkeitsgrenze mindestens 
dann überschritten, wenn die Materialkosten den 
Einfachsatz der zugrunde liegenden Gebühr aufbrau-
chen. Dessen ungeachtet ist, wenn besonders teure 
Materialien zur Anwendung kommen, der Abschluss 
einer Vergütungsvereinbarung, die die Materialkosten 
hinreichend berücksichtigt, das Mittel der Wahl.“ 

Materialkosten bei der Analogberechnung
Die Frage der Auslagenberechnung bei analogen Leis-
tungen ist bisher nicht rechtssicher geklärt. Unsere 
Empfehlungen lautet deshalb: Geringwertige Materi-
alkosten sollten in die Analognummer mit einfließen. 
Bei teuren Materialien ist es empfehlenswert, diese 
(im Sinne einer besseren Kostentransparenz für den 
Patienten) gesondert als Auslagenersatz neben der 
Analognummer auszuweisen (z.B. Analognummer für 
das Bleaching und zusätzliche Berechnung des Bleich-
mittels als Auslagenersatz).

Lagerhaltungskosten
Gemäß § 4 Abs. 3 GOZ können 
bei den Auslagen keine Lagerhal-
tungskosten mehr berechnet wer-
den. Diese Entscheidung war u.a 
auch Gegenstand o.g. BGH-Urteils 
zur Materialkostenberechnung und 
wurde in die GOZ 2012 übernom-
men. 

Dipl.-Stom. Andreas Wegener
Birgit Laborn
GOZ-Referat

Berechnungsfähige Materialien 
Die aktuelle Auslagenliste in der GOZ
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DAHZ-Hygieneleitfaden aktualisiert

Der Hygieneleitfaden des Deutschen Arbeits-
kreises für Hygiene in der Zahnmedizin (DAHZ) 

wurde überarbeitet, erstmals gemeinsam mit der 
Arbeitsgruppe Zahnmedizin der Deutschen Gesell-
schaft für Krankenhaushygiene (DGKH). Es gibt 
Aktualisierungen zur Antibiotikaprophylaxe sowie 

Wäscheaufbereitung, das Kapitel Medizinproduk-
teaufbereitung wurde überarbeitet. Eine Vergleichs-
fassung wird bereitgestellt, in der die Änderungen 
zur 11. Auflage erkennbar sind. Der DAHZ-Hygie-
neleitfaden ist abrufbar unter www.dahz.org sowie 
www.bzaek.de. BZÄK

http://www.dahz.org
http://www.bzaek.de
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Abschnitt A. – Allgemeine zahnärztliche Leistungen
- Abformmaterial 
- Anästhetikum (GOZ 0090, 0100)
- Oraqix® (GOZ 0080, Beschluss des Beratungsforums)
 
Abschnitt B. – Prophylaktische Leistungen
- Material- und Laborkosten für individuellen Medikamententräger (GOZ 1030)

Abschnitt C. – Konservierende Leistungen
- Einmal verwendbare Nickel-Titan-Instrumente zur Wurzelkanalaufbereitung
- Verankerungselemente (Glasfaserstift, Schraubenaufbau etc., GOZ 2190, 2195)
- Konfektioniertes Provisorium (GOZ 2250, 2260)
- ProRoot MTA® (GOZ 2440, Beschluss des Beratungsforums)
- Harvard MTA OptiCaps® (GOZ 2440, Beschluss des Beratungsforums)
- Abformmaterial
 
Abschnitt D. – Chirurgische Leistungen
- Knochenersatzmaterial 
- Atraumatisches Nahtmaterial
- Materialien zur Förderung der Blutgerinnung 
- Materialien zur Förderung der Geweberegeneration (z. B. Membrane, GOZ 4138)
- Material zur Fixierung von Membranen
- Materialien zum Verschluss von oberflächlichen Blutungen bei hämorrhagischen Diathesen  
- Einmal verwendbare Explantationsfräsen 
- Konfektionierte apikale Stiftsysteme (GOZ 3110, 3120)
 
Abschnitt E. – Leistungen bei Erkrankungen der Mundschleimhaut und des Parodontiums
- Knochenersatzmaterial 
- Materialien zur Förderung der Blutgerinnung 
- Materialien zur Förderung der Geweberegeneration (z. B. Membrane, GOZ 4138)
- Material zur Fixierung von Membranen 
- Atraumatisches Nahtmaterial 
- Materialien zum Verschluss von oberflächlichen Blutungen bei hämorrhagischen Diathesen  
- Antibakterielle Materialien (GOZ 4025)
- Einmal-Knochenkollektor oder -schaber (GOZ 4110)

Abschnitt F. – Prothetische Leistungen
- Abformmaterial (GOZ 5000ff.)

Abschnitt G. – Kieferorthopädische Leistungen
- Mehrkosten für Spezialbrackets, -bänder, -bögen u. ä. (abzüglich der Kosten für Standardmaterialien)   
- Intra-/extraorale Verankerungen, z. B. Headgear (GOZ 6160)
- Kopf-Kinn-Kappe (GOZ 6170)
- Abformmaterial

Abschnitt H. – Eingliederung von Aufbissbehelfen und Schienen
- Abformmaterial (GOZ 7000ff.)
 
Abschnitt J. – Funktionsanalytische und funktionstherapeutische Leistungen
- Material- und Laborkosten für die Bissnahme/Lieferung und Anbringung Stützstiftbesteck (GOZ 8010)
- Material- und Laborkosten für die Artikulation des OK- und UK-Modells im (halb) individuellen Artikulator 
  (GOZ 8020 bis 8035)
- Material- und Laborkosten für die Einstellung des (halb) individuellen Artikulators (GOZ 8050 bis 8065)
- Abformmaterial
 
Abschnitt K. – Implantologische Leistungen
- Implantate (GOZ 9010, 9020) 
- Implantatteile
- Einmal-Implantatfräsen (GOZ 9010, 9020)
- Einmal-Explantationsfräsen
- Knochenersatzmaterial
- Materialien zur Förderung der Blutgerinnung
- Materialien zur Förderung der Geweberegeneration (z. B. Membrane)
- Materialien zur Fixierung von Membranen
- Material- und Laborkosten für Röntgenmessschablone, Orientierungsschablone/Positionierungsschablone, 
  Navigationsschablone, Fixierungselemente für Navigationsschablone (GOZ 9000 bis 9005)
- Materialien zum Verschluss von oberflächlichen Blutungen bei hämorrhagischen Diathesen 
- Atraumatisches Nahtmaterial
- Einmal-Knochenkollektor/-schaber (GOZ 9090)
- Abformmaterial

Abrechnungsfähige Verbrauchsmaterialien können nur zum tatsächlichen Preis – ohne Lagerhaltungskosten – berechnet werden.
 

ZÄK MV, Stand: Juli 2016

Checkliste gesondert berechnungsfähiger Materialien und Laborkosten



20 dens 5/2018

KASSENZAHNÄRZTLICHE VEREINIGUNG

PC-Schulungen Punkte: 3
Referent: Andreas Holz, KZV M-V; 
Wo: KZV M-V, Wismarsche Str. 
304, 19055 Schwerin. Für jeden 
Teilnehmer steht ein PC zur Verfü-
gung. Gebühr: 60 € für Zahnärzte, 
30 € für Vorbereitungsassistenten 
und Mitarbeiter des Praxis teams 
(inkl. Schulungsmaterial und Ver-
pflegung).

Einrichtung einer Praxishomepage
Inhalt: Pflichtinhalte lt. Telemedien-
gesetz; freie Inhalte (Interessantes 
für Patienten); Praxisphilosophie; 
Gestaltung (Corporate Design); 
freie Programme zur Erstellung der 
eigenen Homepage;  einfache Homepage selbst 
gestalten. Wann: 26. September, 15 bis 18 Uhr, 
Schwerin

KZV Mecklenburg-Vorpommern, Wismarsche Stra-
ße 304, 19055 Schwerin; Ansprechpartnerin: Antje 
Peters, E-Mail-Adresse: mitgliederwesen@kzvmv.
de, Tel.: 0385-54 92-131, Fax: -498.  KZV

Fortbildungsangebote der KZV

Datum/Seminar Name, Vorname Abr.-Nr. ZA/Zahnarzthelferin/Vorb.-Assistet

Ich melde mich an zum Seminar:
(Bitte zutreffendes Seminar ankreuzen)

q Einrichtung einer Praxishomepage am 26. September, 15–18 Uhr, Schwerin

 Unterschrift, Datum   Stempel

Nachfolger gesucht
In folgenden Planungsbereichen werden Nachfol-
ger für allgemeinzahnärztliche Praxen gesucht: 
Bad Doberan, Güstrow, Ludwigslust, Mecklen-
burg-Strelitz, Müritz, Nordvorpommern, Nordwest-
mecklenburg, Ostvorpommern, Parchim, Rostock, 
Rügen, Schwerin, Stralsund, Uecker-Randow, Wis-
mar. Ein Nachfolger für eine kieferorthopädische 
Praxis wird gesucht: Vorpommern-Greifswald. Der 
die Praxis abgebende Zahnarzt bleibt zunächst an-
onym.

Sitzungstermine des Zulassungsausschusses
Die nächsten Sitzungen des Zulassungsausschus-
ses für Zahnärzte finden am 20. Juni (Annahme-
stopp von Anträgen: 30. Mai) am 12. September 
(Annahmestopp von Anträgen: 22. August) statt. Es 
wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Anträ-
ge an den Zulassungsausschuss rechtzeitig, d. h. 
mindestens drei Wochen vor der Sitzung des Zulas-
sungsausschusses, bei der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung Mecklenburg-Vorpommern, Geschäfts-
stelle des Zulassungsausschusses in 19055 Schwe-
rin, Wismarsche Straße 304, einzureichen sind. Für 

die Bearbeitung und Prüfung der eingereichten An-
träge und Unterlagen wird von der Geschäftsstelle 
des Zulassungsausschusses dieser Zeitraum vor 
der Sitzung des Zulassungsausschusses benötigt. 
Der Zulassungsausschuss beschließt über Anträ-
ge gemäß der §§ 18, 26-32b der Zulassungsver-
ordnung für Vertragszahnärzte grundsätzlich nur 
bei Vollständigkeit der Antragsunterlagen. Anträge 
mit unvollständigen Unterlagen, nichtgezahlter An-
tragsgebühr oder verspätet eingereichte Anträge 
werden dem Zulassungsausschuss nicht vorgelegt. 

Nachstehend aufgeführte Anträge/Mitteilungen 
erfordern die Beschlussfassung des Zulassungs-
ausschusses: Zulassung, Teilzulassung, Ermächti-
gung, Ruhen der Zulassung, Beschäftigung eines 
angestellten Zahnarztes, Verlegung des Vertrags-
zahnarztsitzes (auch innerhalb des Ortes), Führung 
einer Berufsausübungsgemeinschaft (Genehmi-
gung nur zum Quartalsanfang), Verzicht auf die Zu-
lassung. 

Interessenten erfahren Näheres bei der Kassen-
zahnärztlichen Vereinigung Mecklenburg-Vorpom-
mern (Telefonnummer 0385-54 92-130 oder unter 
der E-Mail: mitgliederwesen@kzvmv.de).   KZV

Service der KZV

mailto:mitgliederwesen@kzvmv.de
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Fortbildung im Juni
Fachgebiet: Prothetik
Thema: Therapie des Abrasi-
ons-/Erosionsgebisses
Referent: Prof. Dr. Jürgen Man-
hart (München)
Termin: 15. Juni, 14–20 Uhr, 16. 
Juni, 8:30–16 Uhr
Ort: TriHotel am Schweizer 
Wald, 
Tessiner Straße 103, 
18055 Rostock
Fortbildungspunkte: 18
Kurs-Nr.: 23/I-18
Kursgebühr: 450 Euro

Fachgebiet: Konservierende Zahn-
heilkunde
Thema: Nanopartikel in der Zahn-
medizin
Referent: Prof. Dr. Dr. Franz-Xaver 
Reichl (München), Prof. Dr. Dr. 
h.c. Georg Meyer (Greifswald)
Termin: 27. Juni, 14–19.30 Uhr 
Ort: Hotel am Ring, 
Große Krauthöferstr. 1, 
17033 Neubrandenburg
Fortbildungspunkte: 7
Kurs-Nr.: 24/I-18
Kursgebühr: 233 Euro

Das Referat Fortbildung der 
Zahnärztekammer M-V ist 
unter Telefon: 0385 59108-13 
und  über Fax: 0385 59108-20 
sowie per E-Mail: s.bartke@
zaekmv.de zu erreichen. Wei-
tere Seminare, die planmäßig 
stattfinden, jedoch bereits aus-
gebucht sind, werden an dieser 
Stelle nicht mehr aufgeführt
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Am 12. Mai ist Europäischer Tag der Parodon-
tologie – diesen Anlass nutzt die Deutsche 

Gesellschaft für Parodontologie (DG PARO) be-
reits zum dritten Mal, um mit einer deutschland-
weiten Kampagne umfassend über die Volks-
krankheit Parodontitis aufzuklären.

Die Fachgesellschaft hat erneut ein breites 
Paket an Maßnahmen und multimedialen Inhal-
tenfür Patienten zusammengestellt, das auch die 
Zahnärzte in ihrer Aufklärungsarbeit unterstützt. 

Unter dem Motto „Wir helfen Ihren Zähnen, 
Haltung zu bewahren“zielt die Kampagne auf 
frühzeitige Diagnostik, Selbsttestmöglichkeiten 
für Patienten und das systematische Screening 
in der Zahnarztpraxis.Parodontitis, die Entzün-
dung des Zahnhalteapparates, zählt zu den häu-
figsten chronischen Erkrankungen weltweit und 
kann unbehandelt zu Zahnverlust führen. In ihrer 
schweren Form stellt sie eine ernsthafte Bedro-
hung nicht nur für die Mund-, sondern auch für 
die Allgemeingesundheit dar.

Auf der Website der DG PARO (www.dgparo.de) 
stehen rund um den Aktionstag 12. Mai – der 

2014 von der European Federation of Periodon-
tology (EFP) ins Leben gerufen wurde – vielfäl-
tige Informationen und multimediale Angebote 
bereit. 

Zahnärzte können dieses Material für die eige-
ne Aufklärungsarbeit, zum Beispiel in der Praxis 
oder auf ihrer Praxis-Homepage nutzen: 
• In verschiedenen Broschüren und Videos er-

halten die Patienten wertvolle Tipps, was sie 
zur Vorbeugung tun können und worauf sie im 
Einzelnen achten sollten.

• In eigens produziertenFilmen kommen Paro-
dontitis-Patienten selbst zu Wort: Sie erzählen 
darin sehr eindrücklich, wie sie selbst die Ent-
stehung, den Verlauf und die Behandlung der 
Erkrankung erlebt haben.

• Mit einer großen Plakataktion in den Zahnarzt-
praxen soll verstärkt für die Erkrankung sen-
sibilisiert werden. Alle knapp 5000 Mitglieder 
der DG PARO erhalten die Plakateper Post, 
weitere Exemplare können bei der Geschäfts-
stelle der DG PARO angefordert werden. 

PM DG Paro (gekürzt)

Europäischer Tag der Parodontologie 
DG PARO hilft Zähnen, Haltung zu bewahren

http://www.dgparo.de
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Im Rahmen des Fortbildungsprogramms für Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte der Zahnärztekammer 

Mecklenburg-Vorpommern wurde von Dr. Maria 
Csides und Lothar Taubenheim der Stand von Wis-
senschaft, Technik und Klinik der Einzelzahnanäs-
thesie - intraligamentäre Anästhesie - umfassend 
dargestellt.

Alle Zahnärztinnen/Zahnärzte praktizieren die den-
tale Schmerzausschaltung täglich, in der Regel die 
Infiltrationsanästhesie und die Leitungsanästhesie 
des N. alveolaris inferior - mit allen bekannten Kom-
plikationen und Risiken. 

Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich die intra-
ligamentäre Anästhesie zur dritten Möglichkeit der 
dentalen Lokalanästhesie entwickelt - sie ist heute 
eine primäre Methode und eine Alternative der bei-
den weltweit gelehrten - konventionellen - Lokalan-
ästhesie-Methoden. 

Das seit 2013 verbindliche Patientenrechtege-
setz (BGB § 630) schreibt vor, dass der Patient über 
sämtliche zu erwartende Folgen und Risiken aufzu-
klären ist – bei der Leitungsanästhesie das Risiko 
eines Gefäß- und/oder Nervkontakts und auch einer 
Läsion und die Einschränkungen der Artikulation und 
der Mastikation – und dass er auch auf „Alternativen 
zur Maßnahme“ hinzuweisen ist. Das trifft auch auf 

die Schmerzausschaltung zu. Der Patient muss ent-
scheiden, welche Methode er für sich wünscht.

Die einfachste Form der Patientenaufklärung zur 
Schmerzausschaltung ist eine leicht verständliche 
schriftliche Darlegung der Möglichkeiten der De-
sensibilisierung und eine direkt damit verbundene 
Entscheidung des Patienten über die von ihm ge-
wünschte Methode (siehe Beispiel in der Anlage).

Für die behandelnde Zahnärztin/den behandeln-
den Zahnarzt bedeutet dies, dass sie/er sich mit der 
„Alternative intraligamentäre Anästhesie“ vertraut 
machen muss, um diese „ungelehrte“ Lokalanäs-
thesie-Methode sicher, minimalinvasiv und erfolg-
reich am Patienten anwenden zu können.

Im Rahmen der ILA-Fortbildung wurde von Dr. 
Maria Csides und von Lothar Taubenheim der Stand 
von Wissenschaft und Medizintechnik und die prak-
tische Anwendung präsentiert. 

Mittels aller verfügbaren – moderne und obsole-
te – Injektionssysteme konnten alle Teilnehmer/
innen am frischen Schweinekiefer sich mit dieser 
minimalinvasiven Möglichkeit der punktgenauen 
Lokalanästhesie vertraut machen. Moderne, seit 20 
Jahren verfügbare, ILA-Injektionssysteme ermög-

Die intraligamentäre Anästhesie 
Alternative der konventionellen Lokalanästhesie-Methoden

Der Flyer enthält alles Wissenswerte auf ei-
nen Blick und ist vor allem leicht verständlich 

geschrieben. So ist schnell klar, wie das Bleichen 
der Zähne beim Zahnarzt funktioniert – erläutert 
Dirk Kropp, Geschäftsführer der Initiative pro-
Dente. „Mit dem Flyer setzen wir unsere Reihe 
lesefreundlicher Patienteninformationen fort.“ 

Das gesamte Informationsmaterial rund um 
gesunde und schöne Zähne sowie weitere Ser-
vices sind bei proDente komplett kostenfrei ab-
rufbar. Patienten, Zahnärzte und zahntechnische 
Innungsbetriebe können die Materialien bestel-
len (www.prodente.de).

proDente e. V. 

Neu aufgelegt bei proDente 
Patienteninformationsflyer Bleaching

http://www.prodente.de
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lichen es heute, den interstitiellen Gegendruck di-
rekt im Daumen – oder Zeigefinger – zu fühlen und 
den eigenen Injektionsdruck minimalinvasiv den in-
dividuellen anatomischen Gegebenheiten des Pati-
enten anzupassen. Bei den Dosierradspritzen wird 
die vom Behandler aufgebaute Kraft direkt – ohne 
ein integriertes mehrstufiges Hebelsystem – über 
das Dosierrad direkt auf die in die „SoftJect“ einge-
legte Anästhetikum-Zylinderampulle und die aufge-
schraubte Kanüle übertragen und das Anästhetikum 
intraligamental appliziert. 

Die Basis einer 
erfolgreichen Um-
stellung von der In-
filtrations- und der 
Leitungsanästhesie 
auf die „Alternati-
ve intraligamentä-
re Anästhesie“ ist 
die Verfügbarkeit 
der „Hardware“ – 
vorzugsweise der 
D I N - g e n o r m t e n 
D o s i e r r a d s p r i t z e 
„SoftJect“ und 
systemadaptierter 
Kanülen –, die Ap-
plikation bewährter 
Anästhetika mit Ad-
renalin, z. B. Ultra-
cain DS, und einer 
sicheren Methoden-
beherrschung durch 
die behandelnde 
Zahnärztin/den behandelnden Zahnarzt. 

Das „Geheimnis“ der intraligamentären Anäs-
thesie ist die ganz, ganz langsame Applikation des 
definierten Anästhetikums, damit dieses – gegen 
den interstitiellen Gegendruck – ins desmodontale 

Gewebe diffundieren und sich intraossär ausbrei-
ten kann. In etwa 30 Sekunden hat es das Foramen 
apicale erreicht – der Anästhesieeffekt tritt unver-
züglich ein – ohne Latenz und ohne das Risiko einer 
Gefäß- und/oder Nervläsion. I im Desmodontalspalt 
sind keine Gefäße oder Nervenstränge, die touchiert 
oder verletzt werden können. 
Referenten: OStÄin Dr. med. dent. Maria Csides, Berlin

  E-Mail: Dr.Csides@gmx.de
 Lothar Taubenheim, Erkrath
 E-Mail: LT.Lothar.Taubenheim@t-online.de

Mittels aller verfügbaren – moderne und obsolete – Injek-
tionssysteme konnten alle Teilnehmer/innen am frischen 
Schweinekiefer sich mit dieser minimalinvasiven Möglich-
keit der punktgenauen Lokalanästhesie vertraut machen. 
 Foto: privat
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Patientenaufklärung über die Schmerzausschaltung 
Örtliche Betäubung 

 
 
 

Damit die besprochene und durchzuführende zahnärztliche Behandlung schmerzfrei 
durchgeführt werden kann, ist eine Schmerzausschaltung (Desensibilisierung) notwendig.  
 

Für die Schmerzausschaltung können Möglichkeiten mit unterschiedlichen Belastungen, 
Risiken und Erfolgschancen angewandt werden.  
 

Alle Behandlungen können in Intubationsnarkose (Allgemeinnarkose) erfolgen. Die 
Belastung des Patienten ist sehr groß, erfordert einen hohen Aufwand und ist nur in 
Ausnahmefällen angemessen. 
 

Alternativ kann im Oberkiefer eine Terminalanästhesie erfolgen. Dabei wird das 
Anästhetikum mit einer feinen Nadel in das Gewebe, das den Zahn umgibt, nahe der 
Wurzelspitze infiltriert, um die Endverzweigungen der Nerven auszuschalten. Dabei kann es 
zu einem Kontakt mit einem Blutgefäß kommen. Die Anästhesie tritt nach einigen Minuten 
ein (Latenz) und kann einige Stunden anhalten.  
 

Eine örtliche Betäubung im Unterkiefer-Seitenzahnbereich kann durch eine 
Leitungsanästhesie erreicht werden. Dazu wird Anästhetikum in die Nähe des 
Nervstrangs des Nervus alveolaris inferior eingespritzt. Ein Kontakt der Injektionsnadel mit 
dem Nerv oder einem Blutgefäß ist möglich. Die Anästhesie tritt mit einer Verzögerung 
(Latenz) von einigen Minuten ein. Der betroffene Unterkieferteil wird für einige Stunden 
vollständig anästhesiert.  
 

Eine Einzelzahnanästhesie oder "intraligamentäre Anästhesie" (ILA) ist fast immer 
möglich. Dazu werden mit einer sehr feinen Injektionsnadel geringe Mengen Anästhetikum 
am zu behandelnden Zahn in den Spalt zwischen Zahnhals und Zahnfleischsaum injiziert. 
Die Anästhesie tritt unverzüglich ein und klingt etwa zeitgleich mit dem Ende der 
Behandlung ab.  
 

Über die von ihm gewünschte Methode der Schmerzausschaltung muss der Patient selbst 
entscheiden.  
 
 

Vom Patienten gewünschte Lokalanästhesie 
 
Ich wünsche eine Behandlung unter örtlicher Betäubung und habe mich entschieden für: 
 

 □ die Terminal-(Infiltrations-)Anästhesie 

 □ die Leitungsanästhesie  

 □ die Einzelzahnanästhesie (ILA)    
 
 
 .............................................................................................................................  
 
         Name des Patienten                   Unterschrift             Datum  
 
 
 

                                                                              Quelle: zm 106, Nr. 4 A, 16.2.2016, (338) 
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Mecklenburg-Vorpommersche Gesellschaft

für Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde

an den Universitäten Greifswald und Rostock e. V.

Einladung
zum

Schweriner Fortbildungsabend
am 19. September 2018

 18.30 Uhr
im Weinhaus Wöhler Puschkinstraße 26, 19055 Schwerin 

(Parkplätze Schelfmarkt, Parkplatz Grüne Straße, Parkhaus am Schloss) 

Referent:
Priv. Doz. Dr. sc. Chr. Graetz

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel
„Individuelle Behandlungskonzepte bei Parodontitis – 

ein Spiel auf Zeit?“

• Ohne ein geeignetes, individuelles Behandlungskonzept bleibt, unabhängig von der Diagno-
se, ein langfristiger Behandlungserfolg aus.

• Welchen Einfluss auf Diagnose und Behandlung haben mikrobiologische Tests oder 
spezifische Instrumente / Techniken in der Praxis

• Inwieweit ist der Langzeiterhalt parodontal erkrankter Zähne sinnvoll und möglich?

Teilnahmegebühr für Mitglieder der Mecklenburg-Vorpommerschen Gesellschaft 
für Zahn- Mund- und Kieferheilkunde                   25,00 €                    
für Nichtmitglieder                                                     45,00 €

Anmeldungen (max. 30 Teilnehmer) bitte telefonisch unter Tel. Nr. 0385/ 512776 
oder Email: zahnarztpraxis-dr.garling@t-online.de

Die Teilnahmegebühr ist mit der Anmeldung auf folgendes Konto (Verwendungszweck: FBA 
SN 2018) zu überweisen: 
Mecklenburg-Vorpommersche Gesellschaft f. ZMK- Heilkunde an den 
Universitäten Greifswald und Rostock e. V.    
   
IBAN: DE 063 006 060 100 087 46 540, BIC: DAAEDEDD, Apobank
Abmeldungen mit Beitragsrückerstattung sind bis 14 Tage vor Veranstaltung möglich.

Die Zahnärztekammer Mecklenburg-Vorpommern vergibt für die Teilnahme an 
dieser Fortbildungsveranstaltung 4 Fortbildungspunkte.
                                    Dr. Holger Garling  M.sc.

mailto:garling@t-online.de
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Die Parteien streiten um die Aufnahme der kla-
genden Ärztin in das Arztbewertungsportal der 

Beklagten. Die Beklagte betreibt unter der Internet-
adresse www.jameda.de ein Arztsuche- und Arztbe-
wertungsportal, auf dem Informationen über Ärzte 
und Träger anderer Heilberufe kostenfrei abgerufen 
werden können. Als eigene Informationen der Be-
klagten werden die so genannten „Basisdaten“ ei-
nes Arztes angeboten. Zu ihnen gehören – soweit 
der Beklagten bekannt – akademischer Grad, Name, 
Fachrichtung, Praxisanschrift, weitere Kontaktdaten 
sowie Sprechzeiten und ähnliche praxisbezogene 
Informationen. Daneben sind Bewertungen abruf-
bar, die Nutzer in Form eines Notenschemas, aber 
auch von Freitextkommentaren, abgegeben haben. 
Die Beklagte bietet den Ärzten den kostenpflichtigen 
Abschluss von Verträgen an, bei denen ihr Profil – an-
ders als das Basisprofil der nichtzahlenden Ärzte – mit 
einem Foto und zusätzlichen Informationen versehen 
wird. Daneben werden beim Aufruf des Profils eines 
nichtzahlenden Arztes als „Anzeige“ gekennzeichnet 

die Profilbilder unmittelbarer Konkurrenten gleicher 
Fachrichtung im örtlichen Umfeld mit Entfernungsan-
gaben und Noten eingeblendet. Demgegenüber blen-
det die Beklagte bei Ärzten, die sich bei ihr kosten-
pflichtig registriert und ein „Premium-Paket“ gebucht 
haben, keine Konkurrenten auf deren Profil ein. 

Die Klägerin ist niedergelassene Dermatologin und 
Allergologin. Im Portal der Beklagten wird sie als 
Nichtzahlerin gegen ihren Willen ohne Bild mit ihrem 
akademischen Grad, ihrem Namen, ihrer Fachrich-
tung und ihrer Praxisanschrift geführt. Bei Abruf ihres 
Profils auf dem Portal der Beklagten erscheinen unter 
der Rubrik „Hautärzte (Dermatologen) (mit Bild) in der 
Umgebung“ weitere (zahlende) Ärzte mit demselben 
Fachbereich und mit einer Praxis in der Umgebung 
der Praxis der Klägerin. Dargestellt wird neben der 
Note des jeweiligen anderen Arztes die jeweilige 
Distanz zwischen dessen Praxis und der Praxis der 
Klägerin. Die Klägerin erhielt in der Vergangenheit 
mehrfach Bewertungen. Sie beanstandete durch ihre 
früheren Prozessbevollmächtigten im Jahr 2015 ins-

BGH entscheidet für Klägerin 
Arztbewerbungsportal muss Eintrag vollständig löschen

http://www.jameda.de
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gesamt 17 abrufbare Bewertungen auf dem Portal 
der Beklagten. Nach deren Löschung stieg die Ge-
samtnote der Klägerin von 4,7 auf 1,5. 

Die Klägerin verlangt mit der vorliegenden Klage 
von der Beklagten die vollständige Löschung ihres 
Eintrags in www.jameda.de, die Löschung ihrer auf 
der Internetseite www.jameda.de veröffentlichten 
Daten, auf Unterlassung der Veröffentlichung eines 
sie betreffenden Profils auf der genannten Internet-
seite sowie Ersatz vorgerichtlicher Rechtsanwalts-
kosten. Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. 
Die Berufung der Klägerin blieb ohne Erfolg. Mit der 
vom Berufungsgericht zugelassenen Revision ver-
folgt die Klägerin ihre Klageanträge weiter. 

Die Entscheidung des Senats: 
Die Revision hatte Erfolg. Der Senat hat der Klage statt-
gegeben. Nach § 35 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 BDSG sind per-
sonenbezogene Daten zu löschen, wenn ihre Speiche-
rung unzulässig ist. Dies war vorliegend der Fall. 

Der Senat hat mit Urteil vom 23. September 2014 
– VI ZR 358/13 (BGHZ 202, 242) für das von der Be-
klagten betriebene Bewertungsportal bereits im 
Grundsatz entschieden, dass eine Speicherung der 
personenbezogenen Daten mit einer Bewertung der 
Ärzte durch Patienten zulässig ist. 

Der vorliegende Fall unterscheidet sich vom da-
maligen in einem entscheidenden Punkt. Mit der 

vorbeschriebenen, mit dem Bewertungsportal ver-
bundenen Praxis verlässt die Beklagte ihre Stellung 
als „neutraler“ Informationsmittler. Während sie bei 
den nichtzahlenden Ärzten dem ein Arztprofil aufsu-
chenden Internetnutzer die „Basisdaten“ nebst Be-
wertung des betreffenden Arztes anzeigt und ihm 
mittels des eingeblendeten Querbalkens „Anzeige“ 
Informationen zu örtlich konkurrierenden Ärzten bie-
tet, lässt sie auf dem Profil ihres „Premium“-Kunden 
– ohne dies dort dem Internetnutzer hinreichend of-
fenzulegen – solche über die örtliche Konkurrenz un-
terrichtenden werbenden Hinweise nicht zu. Nimmt 
sich die Beklagte aber in dieser Weise zugunsten ih-
res Werbeangebots in ihrer Rolle als „neutraler“ In-
formationsmittler zurück, dann kann sie ihre auf das 
Grundrecht der Meinungs- und Medienfreiheit (Art. 5 
Abs. 1 Satz 1 GG, Art. 10 EMRK) gestützte Rechtspo-
sition gegenüber dem Recht der Klägerin auf Schutz 
ihrer personenbezogenen Daten (Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung, Art. 2 Abs. 1 i. V. m. Art. 
1 Abs. 1 GG, Art. 8 Abs. 1 EMRK) auch nur mit ge-
ringerem Gewicht geltend machen. Das führt hier zu 
einem Überwiegen der Grundrechtsposition der Klä-
gerin, sodass ihr ein „schutzwürdiges Interesse an 
dem Ausschluss der Speicherung“ ihrer Daten (§ 29 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BDSG) zuzubilligen ist. 

BGH, Urteil vom 20. Februar 2018 - VI ZR 30/17 
Pressestelle des Bundesgerichtshofs S M A R T
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Ab sofort steht ein neues Update zur Digitalen Planungshilfe auf den Internetseiten der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung – www.kzbv.de – zum Download bereit. Das Update enthält die ab 1. April 2018 gelten-

den neuen Festzuschussbeträge und hat eine geänderte Programmoberfläche. Ergänzend können Sie Hinweise 
zur Benutzung der neuen Programmoberfläche herunterladen. KZV

Update Digitale Planungshilfe (DPF)

http://www.jameda.de
http://www.jameda.de
http://www.kzbv.de
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Fest steht: Fluorid ist ein Inhaltsstoff, der weltweit 
sehr genau untersucht wurde und wird – dennoch 

kursieren über Fluorid in Zahnpasten zahlreiche Ge-
rüchte, die Verbraucher verunsichern. Ist das Mineral 
einer der wichtigsten Bestandteile einer Zahnpasta 
oder überflüssig? Ein Faktencheck. 

Die Zähne und das Zahnfleisch säubern und schüt-
zen – vor allem vor Karies, – das ist die Mindestanfor-
derung an eine gute Zahncreme. Seit den 50er-Jahren 
gelten Fluoride als Mittel der Wahl zur Kariesprophy-
laxe. Obwohl es seitdem immer weniger von Karies 
Betroffene gibt, wird der Inhaltsstoff kontrovers disku-
tiert, gerne auch in Internetforen. Doch welche Vor-
würfe gehören ins Reich der Mythen und was sind die 
Fakten? Aufschluss geben über 300 000 wissenschaft-
liche Untersuchungen, die es zu dem Inhaltsstoff gibt. 
1. Fluorid schadet den Zähnen: Nein, ganz im Gegen-

teil, Fluorid in Zahnpasten fördert bei bestimmungs-
gemäßem Gebrauch sogar die Zahngesundheit! 

Plaque-Bakterien im Mund bauen Zucker (etwa 
aus Speiseresten) zu Säuren ab. Diese können der 
Zahnhartsubstanz Mineralstoffe entziehen und auf 
Dauer zu Karies führen. Zu einem gewissen Grad 
kann der Körper jedoch gegensteuern: Mineralstof-
fe aus dem Speichel helfen, den Zahn zu remine-
ralisieren. Fluorid fördert diese Remineralisation. 
Es lagert sich im Zahnschmelz an und hilft so, ihn 
widerstandsfähiger gegenüber erneuten Säurean-
griffen zu machen. Somit trägt das Mineral auch 
dazu bei, die Demineralisation zu hemmen. Es ist 
daher für die Kariesprävention von wesentlicher 
Bedeutung. Die Bundeszahnärztekammer (BZÄK) 
führt den allgemein sehr starken Kariesrückgang in 
Deutschland auch darauf zurück, dass immer mehr 
Menschen Zahnpasten mit Fluorid verwenden. 

2. Fluorid ist Fluor und damit giftig: Tatsächlich wer-
den diese beiden Stoffe oft verwechselt, was eini-

Sieben Mythen über Fluorid  
Fazit: unbedenklicher Inhaltsstoff bei richtiger Anwendung
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ge Menschen verunsichert. Doch sie unterscheiden 
sich: Fluor ist in der Tat giftig. Fluorid hingegen ist 
einer der weltweit am gründlichsten untersuchten 
Stoffe, schreibt dazu die BZÄK. Er unterstützt in 
Zahncremes die Kariesprophylaxe. Deshalb emp-
fiehlt die Leitlinie zur Kariesprophylaxe den Inhalts-
stoff auch ausdrücklich für die tägliche Zahnpflege. 
Die BZÄK schreibt dazu: „Die ,Giftigkeit‘ der Fluo-
ride ist nach wissenschaftlichen Untersuchungen 
fast zehnmal geringer als die von Kochsalz.“ 

3. Fluoridgehalte werden durch Gesundheitsbehör-
den streng reguliert. Schon in der EU-Kosmetik-
Richtlinie von 1976 wurden die Grenzwerte für Flu-
orid festgelegt. An diesen Werten hat sich seitdem 
nichts geändert. Sie sind in der derzeitigen Europäi-
schen Kosmetik-Verordnung festgelegt, die auch die 
Kennzeichnung von Fluorid in kosmetischen Mitteln 
regelt. Auf nationaler Ebene empfehlen die BZÄK 
und die Deutsche Gesellschaft für Zahn-, Mund- und 
Kieferheilkunde für den Nachwuchs spezielle Kin-
derzahnpasten mit 0,05 Prozent Fluorid (= 500 ppm) 
und für Erwachsene 0,10 – 0,15 Prozent Fluorid (= 
1000–1500 ppm). 

4. Kinder benutzen besser keine fluoridhaltigen 
Zahnpasten: Auch Milchzähne benötigen Fluorid 
zum Karies-Schutz. Ab dem allerersten Milchzahn 
bis zum Durchbruch des ersten bleibenden Zah-
nes (circa sechstes Lebensjahr) sollten Kinder aller-
dings Zahnpasten verwenden, die einen geringeren 
Fluorid-Gehalt aufweisen und zu ihrem Lebens-
alter passen (bspw. Odol-med3 Milchzahn). Erst 
danach wird empfohlen, zweimal täglich mit einer 
Zahncreme mit 1000–1500 ppm Fluorid zu putzen 
(bspw. Sensodyne ProSchmelz Junior). Detaillierte 
Patienteninformationen bietet die BZÄK auf ihrer 
Website. 

5. Wir nehmen schon über die Nahrung zu viel Flu-
orid auf, daher besteht die Gefahr einer Über-
dosierung: Nein. Dem Bundesinstitut für gesund-
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin 
zufolge, konsumieren Erwachsene in Deutschland 
täglich schätzungsweise zwischen 0,4 und 0,5 Mil-
ligramm Fluorid. Die Richtwerte für eine angemes-
sene Fluoridzufuhr liegen für Männer und Frauen 
ab 19 Jahren laut Deutscher Gesellschaft für Ernäh-
rung jedoch bei 3,8 und 3,1 Milligramm. Sich völlig 
fluoridfrei zu ernähren, ist schlicht unmöglich. Das 
Mineral findet sich nämlich zum Beispiel in ganz 
normalem Trinkwasser, aber auch in Fisch oder 
schwarzem Tee. Aktuell gibt es keine künstlich flu-
oridierten Lebensmittel in Deutschland, außer Salz. 

6. In unserem Trinkwasser ist schon genug Fluorid: 
Egal ob in Flensburg oder Garmisch-Partenkirchen, 

das Trinkwasser in der Bundesrepublik ist natürlich 
– das heißt, es wird nicht mit künstlichen Mineralien 
angereichert. Zudem ist hierzulande darin generell 
wenig natürliches Fluorid enthalten, erläutert das 
Bundesinstitut für gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin. Mehr als 90 Prozent 
unseres Trinkwassers enthalten weniger als 0,3 
mg Fluorid pro Liter, regional variieren die Werte al-
lerdings. Die genauen Werte seines Trinkwassers 
erfährt jeder bei seinem zuständigen Gesundheits-
amt. 

7. Wer eine fluoridhaltige Zahnpasta verwendet, 
bekommt niemals Karies. Schön wäre es. Aber so 
einfach geht es nicht – wer seine Zähne nicht regel-
mäßig putzt und häufig zuckerhaltige Nahrungsmit-
tel oder Getränke zu sich nimmt, erhöht das Risiko, 
dass der Zahnarzt zum Bohrer greifen muss. Regel-
mäßige Kontroll-Termine helfen, eine beginnende 
Karies rechtzeitig zu erkennen. 

Die Bundeszahnärztekammer, unabhängige Wis-
senschaftler und Zahnärzte sind sich also einig: Fluorid 
in Zahnpasten ist ein unbedenklicher Inhaltsstoff zur 
Kariesprophylaxe, sofern das Mundhygiene-Produkt 
bestimmungsgemäß verwendet wird. Das bestätigen 
auch die jüngsten Testergebnisse der Stiftung Wa-
rentest. Zahncremes wie der Testsieger im Bereich 
„Niedriger Abrieb“, Odol-med3 Extreme Clean Tiefen-
reinigung (Note 1,5), punkteten gegenüber fluoridfrei-
en Zahncremes.

gsk

Hintergrund
GSK Consumer Healthcare ist eines der weltweit 
größten Gesundheitsunternehmen und blickt auf 
eine über 160 Jahre alte Unternehmenshistorie 
zurück. Unser Ziel ist es, mehr Menschen auf der 
ganzen Welt mit Gesundheitsprodukten dabei zu 
unterstützen, leistungsfähiger zu sein, sich besser 
zu fühlen und länger zu leben. Einige der weltweit 
beliebtesten Gesundheitsmarken zählen zum Unter-
nehmen, darunter Sensodyne, Voltaren, Parodontax, 
Corega, Otriven und Physiogel. Diese Marken sind 
in über 100 Ländern auf der ganzen Welt erfolgreich. 
Sie erfüllen die Bedürfnisse von Millionen von Men-
schen, die sich jeden Tag in Apotheken, Supermärk-
ten und im Internet für unsere Produkte entscheiden. 
Unser Ziel ist es, ein global wachsendes Geschäft, 
das als Fast Moving Consumer Healthcare (FMCH) 
bezeichnet wird, aufzubauen. Im Mittelpunkt steht 
die alltägliche Gesundheitsversorgung mit wissen-
schaftlicher Expertise und garantierter Qualität, um 
die Erwartungen der Verbraucher in einer modernen 
Welt zu erfüllen.



ANZEIGEN

Wir haben erfahren, dass Dr. Theodor Böhringer 
im April 2018 gestorben ist. Wir werden ihm ein 
ehrendes Andenken bewahren. 
Zahnärztekammer Mecklenburg-Vopommern
Kassenzahnärztliche Vereinigung Mecklenburg-
Vorpommern








